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Verordnung über die Erhebung von Gebühren rOr die 
Aufbereitung und technische Umsetzung, den Vertrieb 
und den Bezug der Inhalte von Fern- und Verbundstu~ 

dien sowie von Gebühren nach den §§ 9 bis 11 StKFG 
und deren Übertragung auf die Fernuniversität In 

Hagen, auf die Fachhochschule Gelsenkirchen sowie 
auf die an den Verbundstudien teilnehmenden Fach~ 

hochschulen des landes Nordrheln~Westfalen 

(Fern. und Verbundstudien - RVO NRW) 
Vom 17. Oktober 2003 

Aufgrund des § 13 Absatz' Satz 2 und Absatz 2 LV.m. 
Absatz 3 des Gesetzes zur Einführung von StudIenkonten 
und zur Erhebung von Hochschulgebühren (Studienkon­
ten- und -finanzierungsgesetz StKFG NRW) 
vom 28. Januar 2003 (GV.NRW. S. 36) wird verordnet 

§ 1 
Übertragung der Ermächtigungen zum Erlass von Gebüh­

rensatzungen 

• 
Das Ministerium übertragt die in § 13 Absatz 1 Satz 2 und 
Absatz 2 StKFG aufgeführten Ermächtigungen, Bestim­
mungen über die Erhebung von Gebühren für die Aufbe­
reitung und technische Umsetzung. den Vertrieb und den 
Bezug der Inhalle von Fern- und Verbunds!udien und über 
die Erhebung von Gebühren nach den §§ 9 bis 11 StKFG 
zu erlassen, jederzeil widerruflich auf die Fernuniversität in 
Hagen, die Fachhochschule Gelsenkirchen sowie auf die 
an den Verbundstudien Jeweilig teilnehmenden Fachhoch­
schulen. Die FernuniversilcH in Hagen und die Fachhoch­
schule Gelsenkirchen beschllet1en jeweils eme eigene 
Gebührensa2ung, die an den Verbundstudien teilneh­
menden Fachhochschulen beschließen eine gemeinsame 
Gebuhrensatzung auf der Grundlage des § 2 Absatz 4 HG, 
die der Zusllmmung des Ministeriums bedürfen. 

§2 
Erhebung von Gebuhren fur Fern- und Verbundstudien 

(1) Für Fern- und Verbundslud!en werden besondere 
Gebühren gemaß § 13 Absatz 2 LV.m. Absatz 3 StKFG 
erhoben. 

• 
(2) Die Hohe der Gebühr fur die AUfbereitung und techn)· 
sche Umsetzung, den Vertrieb und den Bezug der Inhalte 
von Fern- und Verbundstudien für die Fernuniversität in 
Hagen und für die an den Verbundstudien teilnehmenden 
Fachhochschulen sowie fur die Fachhochschule Gelsen­
kirchen ist insbesondere nach den festgesetzten Seme­
sterwochenstunden (SWS) oder Kreditpunl'<ten (ECTS) der 
belegten Inhalte der Fern- und Verbundstudien zu berech­
nen und festzusetzen. 

(3) Die Fachhochschule GelsenkIrchen und die an den 
Verbundsludien teilnehmenden Fachhochschulen haben 
sich in ihren Gebührensatzungen bel der Erhebung ihrer 
Gebuhren sow'le der Höhe der Gebühren an den von der 
Fernunlversilal in Hagen in ihrer Gebührensatzung nieder· 
gelegten Rahmenbedingungen mit Ausnahme von § 3 zu 
orientieren. 

§ 3 
Teiinehmennnen und Teilnehmer an den Akademiestudien 

der Fernuniversltat in Hagen 

(1) Bei der FernuniverSität in Hagen wird für Teilnehmerln­
nen und Teilnehmer an den Akademiestudien eine Gebühr 
nach § 2 dieSer Verordnung erhoben. Zusatzlich wird 
individueLl nach der Inhaltbetreuung der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer eine Gebühr in Höhe von 10 € pro festge­
setzter SWS oder in entsprechender Hohe pro festge­
setztem Kredltpunkl (ECTS) berechnet 

(2) Nähere Einzelheiten über die Entstehung und Fälligkeit 
der Gebühren werden in der Gebührensatzung der 
Fernuniversität in Hagen geregelt. 

§4 
Gebührenerlass und ·ermäßigung 

Die Hochschulen gemäß § 1 werden ermächtigt, in ihren 
Gebührensatzungen bis zu einer im Haushaltsplan der 
jeweiligen Hochschule ausgewiesenen Gebührenerlass­
Summe weitere Regelungen zum Erlass oder zur Ermäßi­
gung der Gebühren nach § 2 für bedürftige Studierende zu 
erlassen. Die Fernuniversität in Hagen Kann entsprechen­
de Regelungen zum Erlass und zur Ermäßigung der Ge­
bühren auch für die Gebühren nach 
§ 3 treffen. 

§5 
Aufhebung bereits erlassener Rechtsverordnungen; 

Gültigkeit weiterer Rechtsverordnungen 

(1) Die Verordnung über die Ermäßigung der GrundgebDhr 
für den Bezug von Fernstudienmaterial an der FernUniver­
sität· Gesamthochschule in Hagen vom 4. Dezember 1998 
(GV. NRW. 1999 S. 43, berichtigt S. 417) sowie die Ver· 
ordnung zur Erhebung von Gebühren für die Fachhoch­
schule Gelsenkirchen im Modellprojekt Virtuelle Fach­
hochschule (GebOhrenerhebungsverordnung VFH Ge)­
senkirchen·Geb.VO VFH) vom 20. März 2002 (GV. NRW. 
S. 109) werden mit ln-Kratt-Treten der einzelnen Gebüh· 
rensatzungen dieser zwei Hochschulen aufgehoben. 

(2) Im Übrigen gelten die Regelungen der Verordnung 
über die Einrichtung und Führung von Studienkonten mit 
Regelabbuchung sowie Ober die Erhebung von Gebühren 
an den Uni .....ersitäten, Fachhochschulen und Kunsthoch­
schulen des Landes Nordrhein-Westfalen (RVO-SIKFG 
NRW) vom 17 September 2003 (GV NRW. S. 570), 
soweit in dieser Verordnung nicht speziellere Bestimmun­
gen getroffen sind. 

§ 6 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Sie tritt am 30. November 2008 außer Kraft 

Düsseldorf, den 17,Oktober 2003 

Die Ministerin 
für Wissenschaft und Forschung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Hanne[ore Kraft) 
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Verordnung über die Erhebung von Gebühren rOr die
Aufbereitung und technische Umsetzung, den Vertrieb
und den Bezug der Inhalte von Fern- und Verbundstu~

dien sowie von Gebühren nach den §§ 9 bis 11 StKFG
und deren Übertragung auf die Fernuniversität In

Hagen, auf die Fachhochschule Gelsenkirchen sowie
auf die an den Verbundstudien teilnehmenden Fach~

hochschulen des landes Nordrheln~Westfalen

(Fern. und Verbundstudien - RVO NRW)
Vom 17. Oktober 2003

Aufgrund des § 13 Absatz' Satz 2 und Absatz 2 LV.m.
Absatz 3 des Gesetzes zur Einführung von StudIenkonten
und zur Erhebung von Hochschulgebühren (Studienkon­
ten- und -finanzierungsgesetz StKFG NRW)
vom 28. Januar 2003 (GV.NRW. S. 36) wird verordnet

§ 1
Übertragung der Ermächtigungen zum Erlass von Gebüh­

rensatzungen

Das Ministerium übertragt die in § 13 Absatz 1 Satz 2 und
Absatz 2 StKFG aufgeführten Ermächtigungen, Bestim­
mungen über die Erhebung von Gebühren für die Aufbe­
reitung und technische Umsetzung. den Vertrieb und den
Bezug der Inhalle von Fern- und Verbunds!udien und über
die Erhebung von Gebühren nach den §§ 9 bis 11 StKFG
zu erlassen, jederzeil widerruflich auf die Fernuniversität in
Hagen, die Fachhochschule Gelsenkirchen sowie auf die
an den Verbundstudien Jeweilig teilnehmenden Fachhoch­
schulen. Die FernuniversilcH in Hagen und die Fachhoch­
schule Gelsenkirchen beschllet1en jeweils eme eigene
Gebührensa2ung, die an den Verbundstudien teilneh­
menden Fachhochschulen beschließen eine gemeinsame
Gebuhrensatzung auf der Grundlage des § 2 Absatz 4 HG,
die der Zusllmmung des Ministeriums bedürfen.

§2
Erhebung von Gebuhren fur Fern- und Verbundstudien

(1) Für Fern- und Verbundslud!en werden besondere
Gebühren gemaß § 13 Absatz 2 LV.m. Absatz 3 StKFG
erhoben.

(2) Die Hohe der Gebühr fur die AUfbereitung und techn)·
sche Umsetzung, den Vertrieb und den Bezug der Inhalte
von Fern- und Verbundstudien für die Fernuniversität in
Hagen und für die an den Verbundstudien teilnehmenden
Fachhochschulen sowie fur die Fachhochschule Gelsen­
kirchen ist insbesondere nach den festgesetzten Seme­
sterwochenstunden (SWS) oder Kreditpunl'<ten (ECTS) der
belegten Inhalte der Fern- und Verbundstudien zu berech­
nen und festzusetzen.

(3) Die Fachhochschule GelsenkIrchen und die an den
Verbundsludien teilnehmenden Fachhochschulen haben
sich in ihren Gebührensatzungen bel der Erhebung ihrer
Gebuhren sow'le der Höhe der Gebühren an den von der
Fernunlversilal in Hagen in ihrer Gebührensatzung nieder·
gelegten Rahmenbedingungen mit Ausnahme von § 3 zu
orientieren.

§ 3
Teiinehmennnen und Teilnehmer an den Akademiestudien

der Fernuniversltat in Hagen

(1) Bei der FernuniverSität in Hagen wird für Teilnehmerln­
nen und Teilnehmer an den Akademiestudien eine Gebühr
nach § 2 dieSer Verordnung erhoben. Zusatzlich wird
individueLl nach der Inhaltbetreuung der Teilnehmerinnen
und Teilnehmer eine Gebühr in Höhe von 10 € pro festge­
setzter SWS oder in entsprechender Hohe pro festge­
setztem Kredltpunkl (ECTS) berechnet

(2) Nähere Einzelheiten über die Entstehung und Fälligkeit
der Gebühren werden in der Gebührensatzung der
Fernuniversität in Hagen geregelt.

§4
Gebührenerlass und ·ermäßigung

Die Hochschulen gemäß § 1 werden ermächtigt, in ihren
Gebührensatzungen bis zu einer im Haushaltsplan der
jeweiligen Hochschule ausgewiesenen Gebührenerlass­
Summe weitere Regelungen zum Erlass oder zur Ermäßi­
gung der Gebühren nach § 2 für bedürftige Studierende zu
erlassen. Die Fernuniversität in Hagen Kann entsprechen­
de Regelungen zum Erlass und zur Ermäßigung der Ge­
bühren auch für die Gebühren nach
§ 3 treffen.

§5
Aufhebung bereits erlassener Rechtsverordnungen;

Gültigkeit weiterer Rechtsverordnungen

(1) Die Verordnung über die Ermäßigung der GrundgebDhr
für den Bezug von Fernstudienmaterial an der FernUniver­
sität· Gesamthochschule in Hagen vom 4. Dezember 1998
(GV. NRW. 1999 S. 43, berichtigt S. 417) sowie die Ver·
ordnung zur Erhebung von Gebühren für die Fachhoch­
schule Gelsenkirchen im Modellprojekt Virtuelle Fach­
hochschule (GebOhrenerhebungsverordnung VFH Ge)­
senkirchen·Geb.VO VFH) vom 20. März 2002 (GV. NRW.
S. 109) werden mit ln-Kratt-Treten der einzelnen Gebüh·
rensatzungen dieser zwei Hochschulen aufgehoben.

(2) Im Übrigen gelten die Regelungen der Verordnung
über die Einrichtung und Führung von Studienkonten mit
Regelabbuchung sowie Ober die Erhebung von Gebühren
an den Uni .....ersitäten, Fachhochschulen und Kunsthoch­
schulen des Landes Nordrhein-Westfalen (RVO-SIKFG
NRW) vom 17 September 2003 (GV NRW. S. 570),
soweit in dieser Verordnung nicht speziellere Bestimmun­
gen getroffen sind.

§ 6
In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft. Sie tritt am 30. November 2008 außer Kraft

Düsseldorf, den 17,Oktober 2003

Die Ministerin
für Wissenschaft und Forschung
des Landes Nordrhein-Westfalen

(Hanne[ore Kraft)



GebOhrenutzung
 
für die FernUniversität In Hagen
 

Vom 03. November 2003
 

Gemäß § 1 der Verordnung über die Erhebung der Gebühren für die
 
Aulbereitung und technische Umsetzung, den Vertrieb und den Bezug
 
der Inhalte von Fem- und Verbundstudien sowie von Gebühren nach
 

den §§ e bis 11 StKFG und deren Übertragung an die Fernuniversität in
 
Hagen, an die Fachhochschule Gelsenkirchen sowie auf die en den
 

Verbundstudien teilnehmenden Fachhochschulen des Landes
 
Nordrhein·Westfalen (Fern- und Verbundstudien - RVO NRW)
 

vom: 17.0ktober 2003 (GV. NRW. S. 615)
 

wird folgende GebOhrensatzung für die 
FernUniversität in Hagen erlassen: 

Inhaltsverzelchnl& 

ERSTER ABSCHNITT 
GebOhren und Koatenerstattungen 

• 
§ 1 Erhebung der Gebühren und pauschalen Kostenerstaltungen 
§ 2 Gebühr für Fernstudien 
§ 3 GebOhr für Akademiesludien 
§ 4 Gebuhren für Weiterbildungsstudien 
§ 5 GebOhr gemäß § e Absatz 1 StKFG 
§ 6 Ausfertigungs· und Verspätungsgebühr gemäß § 11 SIKFG 
§ 7 Pauschale Kostenerstattungen im Zusammenhang 

mit dem Fern· oder Akademiestudium 
§ 8 Entstehung und Fälligl<eit der GebOhren und 

pauschalen Koslenerstattungen
 
§ 9 Nichtzahlung fälliger Gebühren
 

ZWEITER ABSCHNITT 
GebÜhrenermäßlgungs.. und ~rla..regelungen 

§ 10 GebÜhrenermäßigung/·erlass bei Bedürftigkeit 
§ 11 Verfahren Wr die Ermaßigung bzw. den Erlass der Gebühren 

bei vorliegender Bedürftigkeit 
§ 12 Umfang der Gebuhrenermäßigung bzw. des Gebührenerlasses 

bei anerkannter Bedürftigkeit 

DRITTER ABSCHNITT 
schlulsvorschrlften 

§ 13 Übergangsregelung
 
§ 14 Veröffentlichung und In-Kraft-Treten
 

• 
ERSTER ABSCHNITT 

GebOhren und Kostenerltattungen 

§ 1 
Erhebung der GebOhren und pauschalen KOltener.taltungen 

(1) An der FernUniversität in Hagen werden nach dieser Salzung 
folgende GebOhren und pauschate Kostenerstattungen erhoben: 
1. Gebühr für Fernstudien 
2. Gebühr lur Al<ademlestudien 
3. Gebühren für Weiterbiidungsstudien 
4 GebOhren gemäß § 9 Abs. 1 StKFG 
5 Ausfertigungs- und Verspätungsgebühren gemäß § 11 StKFG 
6 Pauschaie Kostenerstattungen im Zusammenhang mit dem Fern­

und Akademiestudium 

(2) Unberuhrt bleiben Gebühren an der Universitätsbibliothek der 
FernUniversität in Hagen 

§2 
GebUhr fOr Fernstudien 

(1) An der FernUniversitäl in Hagen wird von den in einem Studiengang 
eingeschriebenen. zugelassenen oder beurlaublen Studierenden sowie 
von Jungstudierenden eine Gebühr gemäß § 2 Absätze 1 und 2 der 
Fern- und Verbundsludien - RVO NRW erhoben. Diese Gebühr wird 
a) als Bereilstellungsgebuhr mit 30 € pro Semesler erhoben und 
b) als individuel! berechnete Bezugsgebühr nach dem von der 

FernUniversität in Hagen festgesetzten Umfang der Lehrveran­
staltung In Semesterwochenstunden (SWS) für jeden Kurs mit 
13,50 € ,e SWS erhoben. Die übungen 'NEHden nur mit der Hälfte 
ihres Umfangs in SWS berücksichtigt. 

(2) Nicht gebührenpflichtig nech Absatz 1 b) sind Präsenzveranstal­
tungen wie Pral<til<a, Seminare, Kolloquien, Studientage sowie tnler­
net-Diskussionsgruppen und vergleichbare Angebote. 

(3) Leitprogramme zu Basistexten, BasisJexil<a und Reader werden mit 
einem festen GebührenanteH im Umfang von 1 SWS als GebUhr nach 
Absatz 1 b) erhoben. Dieselbe Regelung gilt für den Lehrtext des 
Vorkurses: ~Mathemalischer Vorkurs zur Elel<trotechrlik und Physik~. 

(4) Es wird l<eine Gebühr nach Absatz 1 b) erhoben, wenn ein Kurfi in 
einem von der FernUniversität festgesetzten Zeitraum nach der ge· 
bührenpflichtigen Erstbelegung erneut für eine Wiedemolung ohne 
Bezug des lehrtextes belegt wird. Der entsprechende Zeitraum wird in 
den Bewerbungs- und ROckmeldeunterlagen der FernUniversität ver­
öffentlicht. 

,.
 
GebUhr fOr Akademiestudien 

An der FernUniversität in Hagen werden von den Teilnehmenden am 
Akademiestudium die GebOhren gemäß § 2 erhoben. Zuzüglich zu 
diesen Gebühren wird von den Teilnehmenden für die Aufwendungen 
der fachlichen Betreuung nach den belegten Inhatten der Fernsludien 
entsprechend der SWS, die nach § 2 gebührenpßichtig ist, gemäß § 3 
Absatz 1 der Fern· und Verbundstudien - RVO NRW eine Betreuungs­
gebühr in Höhe von 10 € pro SWS erhoben; dies gilt auch bei einer 
Belegung von Kursen für eine Kurswiederholung nach § 2 Absatz 4. 

§4 
GebOhren für Welterblldung..tudlen 

(1) Oie FernUniversitat in Hagen blelet weiterbildendes Studium gemäß 
§ 90 Hochschulgesetz NRW (HG) en; als weiterbildendes Studium 
gemäß § 90 HG gelten auch Weiterbildungsstudiengänge. Die Gebühr 
wird für die Teilnahme an einem Weiterbildungsangebol der Hoch. 
schule gemaß § 10 Absatz 2 StKFG erhoben. 

(2) Die Höhe der Gebühr ergibt sich aus der Summe der für das jeweili­
ge Welterbildungfiangebot voraussichtlich erforderlichen Kosten, geteilt 
durch die voraussichtliche Zahl der Teilnehmenden. Bei der Ermittlung 
der Kosten werden die Grundsälze zur Kosten· und leistungsrechnung 
in den Hochschulen zugrunde gelegt. 

(3) Die Gebühr wird für Jedes WeiterbIldungsangebot durch die Fer­
nUniversität gesondert festgesetzt; sie beträgt mindestens 75,- Euro pro 
Semester. 

(4) Die FernUniversität kann die GebOhr für bedürftige Teilnehmende 
an Weiterbildungssludlen bis zur Höhe von 10 vom Hundert der durch 
das jeweilige Weiterbildungsangebot entstandenen Gebührensumme 
ermäßigen. Sie kann die Gebühr, soweit sie nicht von einem Dritten 
übernommen wird, bis zu einem Betrag von 50,- Euro erlassen, wenn 
an dem Weiterbildungsangebot Im Hinbtlck auf die Zielgruppe und den 
angestrebten Erfolg ein vom zuständigen Fachministerium festgestell­
tes besonderes öffentliches Interesse bestehl. 

(5) Die Ermäßigungsregelungen werden durch die FernUnivel"'6ität für 
das jeweilige Studienangebot festgelegt und in geeigneler Form veröf­
fentlicht; die daraus voraussichtUch entstehenden Mindereinnahmen 
werden bei der Festsetzung der GebOhren gemaß Absatz 2 berOck­
sichtigt. 

(6) Für die Erstellung und den Versand von studienvorbereitenden, 
-begleitenden. -ergänzenden und sonstigen Materialien wird je Artil<el 
eine Gebühr erhoben. Die Festsetzung der einzelnen Gebühren erfolgt 
den Regelungen in Abs. 2 entsprechend; die Regelungen der Absätze 
1, 3 - 5 gellen nicht tOr dieses WeiterbIldungsangsbot. 

§'
Gebühren gemlß § 9 Ablatz 1 StKFG 

Von den an der FemUniversltät in einem Studiengang Immatrikulierten 
Voll- und Teilzeltstudierenden wird gemäß Artikel 3 § 1 Abs. 7 in Ver­
bindung mit § 9 Absatz 1 Satz 1 StKFG eine Gebühr In Höhe von 650,­
Euro, bei Teilzeitstudlerenden von 325,. Euro pro Semester erhoben, 
wenn sie über l<ein Studienkonto mit eInem Studienguthaben verfügen 
Die weiteren Regelungen im StKFG und die dazu erlessenen Rechts­
verordnungen und VelWsltungsvorschriften bleiben unberohrl. 
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GebOhrenutzung
für die FernUniversität In Hagen

Vom 03. November 2003

Gemäß § 1 der Verordnung über die Erhebung der Gebühren für die
Aulbereitung und technische Umsetzung, den Vertrieb und den Bezug
der Inhalte von Fem- und Verbundstudien sowie von Gebühren nach

den §§ e bis 11 StKFG und deren Übertragung an die Fernuniversität in
Hagen, an die Fachhochschule Gelsenkirchen sowie auf die en den

Verbundstudien teilnehmenden Fachhochschulen des Landes
Nordrhein·Westfalen (Fern- und Verbundstudien - RVO NRW)

vom: 17.0ktober 2003 (GV. NRW. S. 615)

wird folgende GebOhrensatzung für die
FernUniversität in Hagen erlassen:

Inhaltsverzelchnl&

ERSTER ABSCHNITT
GebOhren und Koatenerstattungen

§ 1 Erhebung der Gebühren und pauschalen Kostenerstaltungen
§ 2 Gebühr für Fernstudien
§ 3 GebOhr für Akademiesludien
§ 4 Gebuhren für Weiterbildungsstudien
§ 5 GebOhr gemäß § e Absatz 1 StKFG
§ 6 Ausfertigungs· und Verspätungsgebühr gemäß § 11 SIKFG
§ 7 Pauschale Kostenerstattungen im Zusammenhang

mit dem Fern· oder Akademiestudium
§ 8 Entstehung und Fälligl<eit der GebOhren und

pauschalen Koslenerstattungen
§ 9 Nichtzahlung fälliger Gebühren

ZWEITER ABSCHNITT
GebÜhrenermäßlgungs.. und ~rla..regelungen

§ 10 GebÜhrenermäßigung/·erlass bei Bedürftigkeit
§ 11 Verfahren Wr die Ermaßigung bzw. den Erlass der Gebühren

bei vorliegender Bedürftigkeit
§ 12 Umfang der Gebuhrenermäßigung bzw. des Gebührenerlasses

bei anerkannter Bedürftigkeit

DRITTER ABSCHNITT
schlulsvorschrlften

§ 13 Übergangsregelung
§ 14 Veröffentlichung und In-Kraft-Treten

ERSTER ABSCHNITT
GebOhren und Kostenerltattungen

§ 1
Erhebung der GebOhren und pauschalen KOltener.taltungen

(1) An der FernUniversität in Hagen werden nach dieser Salzung
folgende GebOhren und pauschate Kostenerstattungen erhoben:
1. Gebühr für Fernstudien
2. Gebühr lur Al<ademlestudien
3. Gebühren für Weiterbiidungsstudien
4 GebOhren gemäß § 9 Abs. 1 StKFG
5 Ausfertigungs- und Verspätungsgebühren gemäß § 11 StKFG
6 Pauschaie Kostenerstattungen im Zusammenhang mit dem Fern­

und Akademiestudium

(2) Unberuhrt bleiben Gebühren an der Universitätsbibliothek der
FernUniversität in Hagen

§2
GebUhr fOr Fernstudien

(1) An der FernUniversitäl in Hagen wird von den in einem Studiengang
eingeschriebenen. zugelassenen oder beurlaublen Studierenden sowie
von Jungstudierenden eine Gebühr gemäß § 2 Absätze 1 und 2 der
Fern- und Verbundsludien - RVO NRW erhoben. Diese Gebühr wird
a) als Bereilstellungsgebuhr mit 30 € pro Semesler erhoben und
b) als individuel! berechnete Bezugsgebühr nach dem von der

FernUniversität in Hagen festgesetzten Umfang der Lehrveran­
staltung In Semesterwochenstunden (SWS) für jeden Kurs mit
13,50 € ,e SWS erhoben. Die übungen 'NEHden nur mit der Hälfte
ihres Umfangs in SWS berücksichtigt.

(2) Nicht gebührenpflichtig nech Absatz 1 b) sind Präsenzveranstal­
tungen wie Pral<til<a, Seminare, Kolloquien, Studientage sowie tnler­
net-Diskussionsgruppen und vergleichbare Angebote.

(3) Leitprogramme zu Basistexten, BasisJexil<a und Reader werden mit
einem festen GebührenanteH im Umfang von 1 SWS als GebUhr nach
Absatz 1 b) erhoben. Dieselbe Regelung gilt für den Lehrtext des
Vorkurses: ~MathemalischerVorkurs zur Elel<trotechrlik und Physik~.

(4) Es wird l<eine Gebühr nach Absatz 1 b) erhoben, wenn ein Kurfi in
einem von der FernUniversität festgesetzten Zeitraum nach der ge·
bührenpflichtigen Erstbelegung erneut für eine Wiedemolung ohne
Bezug des lehrtextes belegt wird. Der entsprechende Zeitraum wird in
den Bewerbungs- und ROckmeldeunterlagen der FernUniversität ver­
öffentlicht.

,.
GebUhr fOr Akademiestudien

An der FernUniversität in Hagen werden von den Teilnehmenden am
Akademiestudium die GebOhren gemäß § 2 erhoben. Zuzüglich zu
diesen Gebühren wird von den Teilnehmenden für die Aufwendungen
der fachlichen Betreuung nach den belegten Inhatten der Fernsludien
entsprechend der SWS, die nach § 2 gebührenpßichtig ist, gemäß § 3
Absatz 1 der Fern· und Verbundstudien - RVO NRW eine Betreuungs­
gebühr in Höhe von 10 € pro SWS erhoben; dies gilt auch bei einer
Belegung von Kursen für eine Kurswiederholung nach § 2 Absatz 4.

§4
GebOhren für Welterblldung..tudlen

(1) Oie FernUniversitat in Hagen blelet weiterbildendes Studium gemäß
§ 90 Hochschulgesetz NRW (HG) en; als weiterbildendes Studium
gemäß § 90 HG gelten auch Weiterbildungsstudiengänge. Die Gebühr
wird für die Teilnahme an einem Weiterbildungsangebol der Hoch.
schule gemaß § 10 Absatz 2 StKFG erhoben.

(2) Die Höhe der Gebühr ergibt sich aus der Summe der für das jeweili­
ge Welterbildungfiangebot voraussichtlich erforderlichen Kosten, geteilt
durch die voraussichtliche Zahl der Teilnehmenden. Bei der Ermittlung
der Kosten werden die Grundsälze zur Kosten· und leistungsrechnung
in den Hochschulen zugrunde gelegt.

(3) Die Gebühr wird für Jedes WeiterbIldungsangebot durch die Fer­
nUniversität gesondert festgesetzt; sie beträgt mindestens 75,- Euro pro
Semester.

(4) Die FernUniversität kann die GebOhr für bedürftige Teilnehmende
an Weiterbildungssludlen bis zur Höhe von 10 vom Hundert der durch
das jeweilige Weiterbildungsangebot entstandenen Gebührensumme
ermäßigen. Sie kann die Gebühr, soweit sie nicht von einem Dritten
übernommen wird, bis zu einem Betrag von 50,- Euro erlassen, wenn
an dem Weiterbildungsangebot Im Hinbtlck auf die Zielgruppe und den
angestrebten Erfolg ein vom zuständigen Fachministerium festgestell­
tes besonderes öffentliches Interesse bestehl.

(5) Die Ermäßigungsregelungen werden durch die FernUnivel"'6ität für
das jeweilige Studienangebot festgelegt und in geeigneler Form veröf­
fentlicht; die daraus voraussichtUch entstehenden Mindereinnahmen
werden bei der Festsetzung der GebOhren gemaß Absatz 2 berOck­
sichtigt.

(6) Für die Erstellung und den Versand von studienvorbereitenden,
-begleitenden. -ergänzenden und sonstigen Materialien wird je Artil<el
eine Gebühr erhoben. Die Festsetzung der einzelnen Gebühren erfolgt
den Regelungen in Abs. 2 entsprechend; die Regelungen der Absätze
1, 3 - 5 gellen nicht tOr dieses WeiterbIldungsangsbot.

§'
Gebühren gemlß § 9 Ablatz 1 StKFG

Von den an der FemUniversltät in einem Studiengang Immatrikulierten
Voll- und Teilzeltstudierenden wird gemäß Artikel 3 § 1 Abs. 7 in Ver­
bindung mit § 9 Absatz 1 Satz 1 StKFG eine Gebühr In Höhe von 650,­
Euro, bei Teilzeitstudlerenden von 325,. Euro pro Semester erhoben,
wenn sie über l<ein Studienkonto mit eInem Studienguthaben verfügen
Die weiteren Regelungen im StKFG und die dazu erlessenen Rechts­
verordnungen und VelWsltungsvorschriften bleiben unberohrl.



'6

Au.fertlgung.· und Vel"lpltunglgebühren 

gemäß § 11 StKFG 

Wegen des besonderen Verwallungeaufwands fOr 
1.	 die Ausfer1igung einer Zweitschrift eines PrOfungszeugnisses oder 

emer Urkunde Ober die Verleihung eines akademischen Grades 
wird eine Gebühr von jeweils 25 E, 

2.	 eine verspliltet beanlragte Zulassung Oder Einschreibung wird eine 
Gebühr von 25 E, 

3.	 eine verspl:llel und schriftlich beantragte Rückmeldung, Beurlau­
bung, Belegung von Kursen oder Stornlerung der Belegung von 
Kursen wird eine Gebühr von jeweils 15 E, 

4.	 eine verspatet Ober die Internetfunktion beantragte Rückmeldung, 
Belegung von Kursen oder Slomierung der Belegung von Kursen 
wird eine Gebühr von jeweils 5 € und 

5	 eine verspätete Zahlung von Gebuhren, Studierendenschaftsbei­
trag und Entgelten wird eine Gebühr von 25 € erhoben. 

§7
 
Pauschale Koetenar.tattungen
 

Im Zusammenhang mit dem Fern· oder Akademiestudium
 

Die FernUniversität Hagen erhebt von den Fem- und Akademiestudie­
renden im Zusammenhang mit der DurchfOhrung der Studien 
a) eine Kostenerslattung von pauschal 25,- Euro für die Bereitstel· 

lung von Klausurunterlagen und Personal sowie für die Anmielung 
von Räumlichkeiten zur Durchführung der Klausur, wenn nach der 
ffistgemlilßen Anmeldung beim zustMdlgen Prüfungsamt und 
Ablauf einer festgesetzten Abmeldefrist der Klausurtermin unent­
schuldigt nicht wahrgenommen worden ist. Als Entschuldigungs­
grunde kommen nur Umstände in Betracht, dio durch die oder 
den Studiorenden nicht zu vertreten sind. 

b)	 nach Anmeldung für die Durchführung einer VIdeoprüfung eine 
Kostenerslallung je Prüfung von pauschal 40,· Euro und 

cl	 bei Vorliegen einer Einzugserml:lchtigung fOr eine durchgeruhrte 
Ruckuberweisung durch das Kreditinstitut wegen nicht vorhande­
ner Kontodeckung eme Kostenerstattung von pauschal 10,- Euro. 

,.
 
Entetehung und Fälligkeit der
 

Gebühren und Kostenerstattungen
 

(1) Es entsteht 
1	 die BerellstellungsgebOhr rur die Fern- und Akademle81udien 

gemäß § 2 Absatz 1 a) mit der Stellung des Antrags Buf Zulassung, 
Einschreibung, Rückmeldung oder Beurlaubung, 

2	 die BezugsgebOhr für die Fern- und Akademiestudien gemäß § 2 
Absätze 1 b) und 3 und zusl:ltzlich für die Akademiestudien die Be­
treuungsgebühr gemäß § 3 Satz 2 mit der Belegung der Kurse, 

3.	 die GebUhr gemäß § 5 mit der Stellung des Antrags auf Einschrei­
bung oder Rückmeldung, 

4.	 die Gebühr Hlr die Weiterbildungsstudien gemäß § 4 Absätze 1 biS 
5 mit der AntragsteIlung. 

5.	 die Gebühren für die Weiterbildur,gsstudien gemäß § 4 Absatz 6 
mit der Besteliung der Materielien, 

6	 die Gebühr gemäß § 6 Nr. 1 mit dem Antrag auf Vornahme der 
Amtshandlung, 

7.	 die Gebühren gemäß § 6 Nr. 2 - 4 mit der AntragsteUung oder 
Änderung der bisherigen Belegung, 

8.	 die Gebühr gernl:lß § 6 Nr. 5 mit Zusendung des Exmetrikulalions­
bescheides wegen Nichtzahlung der Gebühren nach Ablauf der in 
der Zahlungsaufforderung (Mahnung) festgelegten Zahlungsfrist, 

9, die Kostenerstatlung gemäß § 7 Abs. 1 a) mit dem Klausurtermin, 
10 die Kostenerstattung gemäß § 7 Abs. 1 b) mit der Anmeldung zur 

Video-Prüfung, 
11 die Koslenerslallung geml:lß § 7 Abs. 1 c) mit der durchgeführten 

RückUberweisung 

(2) Die Gebühren und Kostenerstattungen werden mit ihrer Entstehung 
fällig 

§9
 
NIchtzahlung nUllger Gebühren
 

Die FernUniversiti:lt Hagen kann den Versand der Materialien oder den 
Zugriff auf elektronische Kurse oder die Teilnahme an den Weilerbil­
dungsstudien oder die erneute Zulassung, Einschreibung, Rückmel­
dung oder Beurlaubung von dem Nachweis der Zehlung der Gebuhren 
und KostenerSlaltungen gemäß § 1 abhängig machen. 

ZWEITER ABSCHNITT
 
GebÜhrenermlßlgunga· und ..rl••ar.gelungen
 

§ '0 
GebOhranermIßigung/..rla•• bel BedLirftlgkelt 

(1) Bedürftigen Studierenden können auf Antrag die Gebühren für die 
Fern- oder Akedemiestudien gemäß § 2 Absätze 1 b). 3 und für Aka­
demlestudien gemäß § 3 Satz 2 er1sssen Oder ermäßigt werden. Be­
dOrftig sind Studierende mit Hauptwohnsitz in der Bundesrepublik 
Deutschiend, die zum Zeitpunkt der Antregsleliung 
1.	 laufende Hilfe zum Lebensuntemalt nach Abschnitt 2 des Bundes· 

sonalhilfegesetzes erhalten oder 
2.	 Leistungen bei Arbeitslosigkeit und Zahlungsunfähigkeit des 

Arbeitgebers nech dem Sozialgesetzbuch 11I -Arbeilslörderung- er­
halten und dIese Leistungen die HOhe der Regelsätze nicht über­
steigen. die der Gebührenschuldner als Regelbedarf entsprechend 
der Regelsatzverordnung tür das Land Nordrhein-Westfalen ge­
ml:lß § 22 BundessozialhIlfegesetz erhalten würde oder 

3.	 Strafgefangene sind und für die Begleichung der Gebührenschuld 
über kein eusreichendes eigenes Geld oder unzureichendes Ei­
gengeld nach § 52 Strafvollzugsgesetz verfügen oder 

4,	 FOrderung nach dem BundesausbildungsfOrderungsgesetz 
(BAföG) für das Semester erhelten. für das Gebührenermäßigung 
beantragt wird oder 

5.	 gemäß § 26 Bundesozialhilfegesetz (BSHG) keinen An6pruch auf 
laufende Hilfe zum Lebensunterhalt haben und keine Leistungen 
nach BAföG emalten. obwohl sie die Bedarfsgrenze naCh § 13 
BAföG nicht überschreiten. Sie erhalten dann Ermäßigung. wenn 
ihr Einkommen und Vermögen und das Einkommen und Vermögen 
des Ehegatten und der Eltern die Höhe der Regelsätze nichl über­ •
steigen, die als Regelbedarf entspreChend der Regelsatzverord­

nung für das Land Nordrhein-Westfalen gemäß § 22 BSHG fest­

gelegt sind.
 

(2) In Ausnahmefällen kann die FernUniversität bestimmen, dass 
Studierende mit Hauptwohnsitz im Ausland den Bedürftigen nach 
Absatz 1 gleichgestellt werden. 

§ 11
 
Verfahren für die Ermäßlgung bzw. den Erlau der GebÜhren bel
 

vorliegender BedÜrftigkeit
 

(1) Ermäßigung bzw. Er1ass der Gebühren nach § 2 Absätze 1 b), 3 und 
§ 3 Satz 2 wegen Bedürftigkeit wird den Studierenden an der FernUni­
versität nur für die ersten drei Semester des Studiums an der FernUni­
versität Hagen gewährt. Die Gewährung für das vierte und weitere 
Semester wird zusätzlich je Semester von einem unterschiedlichen 
Nachweis über eine an der FernUniversität in den drei vorhergehenden 
Semestern erbrachte Studien- oder Prülungsleislung ebhängig ge­
macht. Diese Regelung wird auch nicht durch eine zwischenzeitliche 
Exmatrikulation unterbrochen; Beurleubungssemester an der FernUni­
versität bleiben unberücksiChtigt. 

(2) Der Antrag auf Ermäßigung bzw. Erlass der Gebühren gemäß 
Absatz 1 ist schriftlich und gleichzeitig mit dem Antrag auf Zulas· 
sung/Einschreibung oder Rückmeldung für das Semester zu stellen. tOr 
das Gebührenermäßigung bzw. ..erlass beentragt wird. Dem Antreg •
sind die erforderlichen Unterlagen gemäß § 10 Absatz 1 für die Bedürf­
tigkeitsprüfung beizufügen Bei einem Antrag geml:lß Absatz 1 Ist für 
das vierte und für jedes weitere beanlragte Semester zusätzlich je 
Semester ein unterschiedlicher Nachweis über eine an der FemUniver­
sitl:lt erbrechte Leistung beizufügen. 

(3)Welche Unterlagen fOr die BedOrftigkeitsprOfung vorgelegt werden 
müssen bzw. welche Nachweise von Leistungen im Einzelnen vorgelegt 
werden können, ist den jeweiligen Bewerbungs- oder RückmeIdeunter­
lagen der FemUniversität zu entnehmen. 

(4) Der Antrag auf Ermäßigung bzw. Erlass der Gebühren wegen 
Bedürftigkeit ist abzulehnen, wenn die Voreussetzungen nicht VOr1legen 
oder das vorgeschriebene Verfahren nicht eingehalten wird. 

'12 
Umfang der GebOhrenermäßlgung bzw. des Gebührenerlauea bel
 

anerkannter Bedürftigkeit
 

(1) Es werden die Gebühren gem. § 2 Absätze 1 b), 3 und § 3 Satz 2 
für ein Semester in folgendem Umfeng ermäßlgt Oder erlassen: 
1.	 bei Vollzeitstudierenden Gebühren für eine Kursbelegung bis zu 

16 SWS, 
2.	 bei Teilzeitstudierenden und Kooperationsstudierenden Gebühren 

für eine Kursbelegung bis zu 9 SWS und 
3.	 bei Akademie-Studierenden Gebühren für eine Kursbelegung bis 

zu 5 SWS. 
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'6
Au.fertlgung.· und Vel"lpltunglgebühren

gemäß § 11 StKFG

Wegen des besonderen Verwallungeaufwands fOr
1. die Ausfer1igung einer Zweitschrift eines PrOfungszeugnisses oder

emer Urkunde Ober die Verleihung eines akademischen Grades
wird eine Gebühr von jeweils 25 E,

2. eine verspliltet beanlragte Zulassung Oder Einschreibung wird eine
Gebühr von 25 E,

3. eine verspl:llel und schriftlich beantragte Rückmeldung, Beurlau­
bung, Belegung von Kursen oder Stornlerung der Belegung von
Kursen wird eine Gebühr von jeweils 15 E,

4. eine verspl:ltet Ober die Internetfunktion beantragte Rückmeldung,
Belegung von Kursen oder Slomierung der Belegung von Kursen
wird eine Gebühr von jeweils 5 € und

5 eine verspätete Zahlung von GebiJhren, Studierendenschaftsbei­
trag und Entgelten wird eine Gebühr von 25 € erhoben.

§7
Pauschale Koetenar.tattungen

Im Zusammenhang mit dem Fern· oder Akademiestudium

Die FernUniversität Hagen erhebt von den Fem- und Akademiestudie­
renden im Zusammenhang mit der DurchfOhrung der Studien
a) eine Kostenerslattung von pauschal 25,- Euro für die Bereitstel·

lung von Klausurunterlagen und Personal sowie für die Anmielung
von Räumlichkeiten zur Durchführung der Klausur, wenn nach der
ffistgemlilßen Anmeldung beim zustMdlgen Prüfungsamt und
Ablauf einer festgesetzten Abmeldefrist der Klausurtermin unent­
schuldigt nicht wahrgenommen worden ist. Als Entschuldigungs­
grunde kommen nur Umstände in Betracht, dio durch die oder
den Studiorenden nicht zu vertreten sind.

b) nach Anmeldung für die Durchführung einer VIdeoprüfung eine
Kostenerslallung je Prüfung von pauschal 40,· Euro und

cl bei Vorliegen einer Einzugserml:lchtigung fOr eine durchgeruhrte
RiJckiJberweisung durch das Kreditinstitut wegen nicht vorhande­
ner Kontodeckung eme Kostenerstattung von pauschal 10,- Euro.

,.
Entetehung und Fälligkeit der

Gebühren und Kostenerstattungen

(1) Es entsteht
1 die BerellstellungsgebOhr rur die Fern- und Akademle81udien

gemäß § 2 Absatz 1 a) mit der Stellung des Antrags Buf Zulassung,
Einschreibung, Rückmeldung oder Beurlaubung,

2 die BezugsgebOhr für die Fern- und Akademiestudien gemäß § 2
Absätze 1 b) und 3 und zusl:ltzlich für die Akademiestudien die Be­
treuungsgebühr gemäß § 3 Satz 2 mit der Belegung der Kurse,

3. die GebUhr gemäß § 5 mit der Stellung des Antrags auf Einschrei­
bung oder Rückmeldung,

4. die Gebühr Hlr die Weiterbildungsstudien gemäß § 4 Absätze 1 biS
5 mit der AntragsteIlung.

5. die Gebühren für die Weiterbildur,gsstudien gemäß § 4 Absatz 6
mit der Besteliung der Materielien,

6 die Gebühr gemäß § 6 Nr. 1 mit dem Antrag auf Vornahme der
Amtshandlung,

7. die Gebühren gemäß § 6 Nr. 2 - 4 mit der AntragsteUung oder
Änderung der bisherigen Belegung,

8. die Gebühr gernl:lß § 6 Nr. 5 mit Zusendung des Exmetrikulalions­
bescheides wegen Nichtzahlung der Gebühren nach Ablauf der in
der Zahlungsaufforderung (Mahnung) festgelegten Zahlungsfrist,

9, die Kostenerstatlung gemäß § 7 Abs. 1 a) mit dem Klausurtermin,
10 die Kostenerstattung gemäß § 7 Abs. 1 b) mit der Anmeldung zur

Video-Prüfung,
11 die Koslenerslallung geml:lß § 7 Abs. 1 c) mit der durchgeführten

RückUberweisung

(2) Die Gebühren und Kostenerstattungen werden mit ihrer Entstehung
fällig

§9
NIchtzahlung nUllger Gebühren

Die FernUniversiti:lt Hagen kann den Versand der Materialien oder den
Zugriff auf elektronische Kurse oder die Teilnahme an den Weilerbil­
dungsstudien oder die erneute Zulassung, Einschreibung, Rückmel­
dung oder Beurlaubung von dem Nachweis der Zehlung der GebiJhren
und KostenerSlaltungen gemäß § 1 abhängig machen.

ZWEITER ABSCHNITT
GebÜhrenermlßlgunga· und ..rl••ar.gelungen

§ '0
GebOhranermIßigung/..rla•• bel BedLirftlgkelt

(1) Bedürftigen Studierenden können auf Antrag die Gebühren für die
Fern- oder Akedemiestudien gemäß § 2 Absätze 1 b). 3 und für Aka­
demlestudien gemäß § 3 Satz 2 er1sssen Oder ermäßigt werden. Be­
dOrftig sind Studierende mit Hauptwohnsitz in der Bundesrepublik
Deutschiend, die zum Zeitpunkt der Antregsleliung
1. laufende Hilfe zum Lebensuntemalt nach Abschnitt 2 des Bundes·

sonalhilfegesetzes erhalten oder
2. Leistungen bei Arbeitslosigkeit und Zahlungsunfähigkeit des

Arbeitgebers nech dem Sozialgesetzbuch 111 -Arbeilslörderung- er­
halten und dIese Leistungen die HOhe der Regelsätze nicht über­
steigen. die der Gebührenschuldner als Regelbedarf entsprechend
der Regelsatzverordnung tür das Land Nordrhein-Westfalen ge­
ml:lß § 22 BundessozialhIlfegesetz erhalten würde oder

3. Strafgefangene sind und für die Begleichung der Gebührenschuld
über kein eusreichendes eigenes Geld oder unzureichendes Ei·
gengeld nach § 52 Strafvollzugsgesetz verfügen oder

4, FOrderung nach dem BundesausbildungsfOrderungsgesetz
(BAföG) für das Semester erhelten. für das Gebührenermäßigung
beantragt wird oder

5. gemäß § 26 Bundesozialhilfegesetz (BSHG) keinen An6pruch auf
laufende Hilfe zum Lebensunterhalt haben und keine Leistungen
nach BAföG emalten. obwohl sie die Bedarfsgrenze naCh § 13
BAföG nicht überschreiten. Sie erhalten dann Ermäßigung. wenn
ihr Einkommen und Vermögen und das Einkommen und Vermögen
des Ehegatten und der Eltern die Höhe der Regelsätze nichl über­
steigen, die als Regelbedarf entspreChend der Regelsatzverord­
nung für das Land Nordrhein-Westfalen gemäß § 22 BSHG fest­
gelegt sind.

(2) In Ausnahmefällen kann die FernUniversität bestimmen, dass
Studierende mit Hauptwohnsitz im Ausland den Bedürftigen nach
Absatz 1 gleichgestellt werden.

§ 11
Verfahren für die Ermäßlgung bzw. den Erlau der GebÜhren bel

vorliegender BedÜrftigkeit

(1) Ermäßigung bzw. Er1ass der Gebühren nach § 2 Absätze 1 b), 3 und
§ 3 Satz 2 wegen Bedürftigkeit wird den Studierenden an der FernUni­
versität nur für die ersten drei Semester des Studiums an der FernUni­
versität Hagen gewährt. Die Gewährung für das vierte und weitere
Semester wird zusätzlich je Semester von einem unterschiedlichen
Nachweis über eine an der FernUniversität in den drei vorhergehenden
Semestern erbrachte Studien- oder Prülungsleislung ebhängig ge­
macht. Diese Regelung wird auch nicht durch eine zwischenzeitliche
Exmatrikulation unterbrochen; Beurleubungssemester an der FernUni­
versität bleiben unberücksiChtigt.

(2) Der Antrag auf Ermäßigung bzw. Erlass der Gebühren gemäß
Absatz 1 ist schriftlich und gleichzeitig mit dem Antrag auf Zulas·
sung/Einschreibung oder Rückmeldung für das Semester zu stellen. tOr
das Gebührenermäßigung bzw. ..erlass beentragt wird. Dem Antreg
sind die erforderlichen Unterlagen gemäß § 10 Absatz 1 für die Bedürf­
tigkeitsprüfung beizufügen Bei einem Antrag geml:lß Absatz 1 Ist für
das vierte und für jedes weitere beanlragte Semester zusätzlich je
Semester ein unterschiedlicher Nachweis über eine an der FemUniver­
sitl:lt erbrechte Leistung beizufügen.

(3)Welche Unterlagen fOr die BedOrftigkeitsprOfung vorgelegt werden
müssen bzw. welche Nachweise von Leistungen im Einzelnen vorgelegt
werden können, ist den jeweiligen Bewerbungs- oder RückmeIdeunter­
lagen der FemUniversität zu entnehmen.

(4) Der Antrag auf Ermäßigung bzw. Erlass der Gebühren wegen
Bedürftigkeit ist abzulehnen, wenn die Voreussetzungen nicht VOr1legen
oder das vorgeschriebene Verfahren nicht eingehalten wird.

'12
Umfang der GebOhrenermäßlgung bzw. des Gebührenerlauea bel

anerkannter Bedürftigkeit

(1) Es werden die Gebühren gem. § 2 Absätze 1 b), 3 und § 3 Satz 2
für ein Semester in folgendem Umfeng ermäßlgt Oder erlassen:
1. bei Vollzeitstudierenden Gebühren für eine Kursbelegung bis zu

16 SWS,
2. bei Teilzeitstudierenden und Kooperationsstudierenden Gebühren

für eine Kursbelegung bis zu 9 SWS und
3. bei Akademie-Studierenden Gebühren für eine Kursbelegung bis

zu 5 SWS.

•

•



(2) Der Umfang der Gebührenermaßigung eder des Gebührenerlasses 
nach Absatz' verlmdert sich nicht. wenn die oder der Studierende in 
mehreren Studiengangen eingeschrieben ist Die Anzahl der wahrend 
der gesamlen Sludlendauer bei der FernUniversität !n Hagen wegen 
8edüriligkeit erla!senen oder ermsßiglen Gebünren gemäß Absa12. 1 
Ist auf eine Kursoelegung bis 140 SWS begrenzt 

DRITTER ABSCHNITT
 
Set1lu'!lBl/orsehrlhen
 

§ 13 
Ubergangsregelung 

Die Gebühr gemäß § 5 für das Sommersemester 2004 entsteht und 
wird lallig gemäß § 15 Abs i StKFG am , März 2004 

§14
 
Veröffentlichung und In-KraFt·Treten
 

(1) Das Ministerium für Wissenschaft und Forschung des Landes 
Ncrdrheln-Westlalen hat der Gebuhrensatzung mit Erlass lI'om 
14 10 2003. Az· 411.2 - 2 C3 07,02 1150 2ugestimrrl. 

• 
(2.~ Die Gebuhrensafzung Irrtt am Tage n:lch ihrer VeröffertliChung in 
den Amtlichen Mitteilungen der FernUnlVersl!l:lt in Hagen rur die Rege­
lungen im § 6 Nr. 1 biS 3 und 5 In Verbindung mit § 8 mit Wirkung ab 
WI/'Itersemesler 2003/04 und für alle ande'en Regelungen ab Sommer­
semester 2004 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Dienstanweisung des 
Kanzlers der FernUnrversität in Hagen fijr die Behandlung VOn Anlr~gen 

aLf ErlasslErmäßlgung von Gebuhre"l wegen Bedürftigkeit vom 1. Juni 
1998 (Amtl Mitteilungen der Fer"lUniverSlt3f Nr 211998) außer Kratt 

H:lgen den 03 Noverrber 2003 

Der Reklor 

de'Fem~~gen 

Universitatsprofessor Dr -11'19 H Hoyer 

•
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(2) Der Umfang der Gebührenermaßigung eder des Gebührenerlasses
nach Absatz' verlmdert sich nicht. wenn die oder der Studierende in
mehreren Studiengangen eingeschrieben ist Die Anzahl der wahrend
der gesamlen Sludlendauer bei der FernUniversität !n Hagen wegen
8edüriligkeit erla!senen oder ermsßiglen Gebünren gemäß Absa12. 1
Ist auf eine Kursoelegung bis 140 SWS begrenzt

DRITTER ABSCHNITT
Set1lu'!lBl/orsehrlhen

§ 13
Ubergangsregelung

Die Gebühr gemäß § 5 für das Sommersemester 2004 entsteht und
wird lallig gemäß § 15 Abs i StKFG am , März 2004

§14
Veröffentlichung und In-KraFt·Treten

(1) Das Ministerium für Wissenschaft und Forschung des Landes
Ncrdrheln-Westlalen hat der Gebuhrensatzung mit Erlass lI'om
14 10 2003. Az· 411.2 - 2 C3 07,02 1150 2ugestimrrl.

(2.~ Die Gebuhrensafzung Irrtt am Tage n:lch ihrer VeröffertliChung in
den Amtlichen Mitteilungen der FernUnlVersl!l:lt in Hagen rur die Rege­
lungen im § 6 Nr. 1 biS 3 und 5 In Verbindung mit § 8 mit Wirkung ab
WI/'Itersemesler 2003/04 und für alle ande'en Regelungen ab Sommer­
semester 2004 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Dienstanweisung des
Kanzlers der FernUnrversität in Hagen fijr die Behandlung VOn Anlr~gen

aLf ErlasslErmäßlgung von Gebuhre"l wegen Bedürftigkeit vom 1. Juni
1998 (Amtl Mitteilungen der Fer"lUniverSlt3f Nr 211998) außer Kratt

H:lgen den 03 Noverrber 2003

Der Reklor

de'Fem~~gen

Universitatsprofessor Dr -11'19 H Hoyer



Zulassungs- und EInschreibungiordnung
 
für die FernUnlvereltlt In Hagen (FernU..zeO)
 

Vom 03. November 2003
 

Aufgrund § 2 Abs. 4 und § 65 Absatz 1 Gesetz über die Hoch­

schulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG)
 

vom 14. Marz 2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt geilndert durch
 
Gesetz vom: 28. Januar 2003 (GV. NRW. S. 36),
 
wird von der FernUniversität in Hegen folgende
 

Zulassungs- und Einschreibungsordnung erlassen:
 

Inhaltsüberalcht 

• 

§ 1 Studierende in einem Studiengang 
§ 2 Studierende in der Weiterbildung 
§ 3 Grundsätze für die ZuJassung und Emschreibung 
§ 4 Datenerhebung und WeItergebe von Deten 
§ 5 Voraussetzungen für die Einschreibung 
§ 6 Fremdsprachige Studienbewerbarinnen und -bewerber 
§ 7 Verfahren 
§ 8 Sludienausweis 
§ 9 Mitwirkungspflichten 
§ 10 Versagung der Einschreibung 
§ 11 ExmatrikulatIon 
§ 12 Rückmeldung 
§ 13 Belegen der Lehrveranslallungen 
§ 14 Status- und/oder Sludiengangswechsel 
§ 15 Beurlaubung 
§ 16 Schlussvorschriften 
§ 17 Veröffentlichung und In-Kraft-Treten 

§1 

Studierende In einem Studiengang 

(1) Voll- und Teilzeitstudierende 

,.	 Oie FernUniversität bietet ihre Studiengange als Vollzeit­
und/oder Teilzeitstudium an. Mit welchem Hörerstatus der 
einzelne StudIengang studierbar isl, wird in der Prüfungsord· 
nung des entsprechenden Studiengangs geregel\. Deshalb 
kannen Studienbewerberinnen und -bewerber sowie Rück­
melderinnen und RlJckmelder mit der Anlragstellung auf Ein­
schreibung oder Rückmeldung bestimmen, ob sie oder er das 
Studium mit dem Hörerstalus einer Voll- oder Teilzellstuden­
tin oder eines Voll- oder Teilzeitstudenten durchführen 
möchlen. 

• 
2. Vollzeit- ...md Teilzeitstudierende sind gemäß § 11 Absatz 1 

HG Mitglieder der Hochschule. Teilzeitstudierende sind im 
Allgememen berufstätig und belegen deshalb in der Regel 
nur die Halfte der nach dem Curriculum für Vollzeitsludleren­
de vorgesehenen Veranstaltungen gemäß § 13 pro Seme­
ster, so dass sich bei ihnen allgemein die Regelstudienzeit 
gegenüber einem Voflzeltsludium entsprechend verlangert. 

(2) Kooperationsstudierende 

1.	 Studienbewerberinnen und Studienbewerber werden auf 
Grundlage einer nach § 3 Absatz 4 getroffenen Vereinbarung 
auf Antrag bei der FernUniversität als Kooperationsstudenlin 
oder Kooperationsstudent in einen gemeinsamen Studien­
gang eingeschrieben. Oie gleichzeitige Einschreibung an der 
Kooperations-Hochschule ist bei der AntragsteIlung zu be­
sUlliQen, auf Verlengen isl der Nachweis zu führen. 

2.	 Die Vorschriften der §§ 3 - 15 finden sinngemäß Anwen­
dung, Im Kooperetionsvertrag können hiervon abweichende 
Regelungen getroffen werden; dies betrifft unter anderem die 
mitgliedschaftliche Zuordnung der Studierenden des gemein­
samen Studiengangs zu einer der beteiligten Hochschulen. 

3 Eine Beurlaubung vom Studium an der FernUniversität setzt 
eine gleichzeitige Beurlaubung an der Kooperations· 
Hochschule voraus. 

(3) Kooperationshörende 

1.	 Studienbewerbennnen und Studienbewerber werden auf 
Grundlage einer nach § 3 Absatz 4 getroffenen Vereinbarung 
auf Antrag bei der FernUniversit~t als Kooperationshörerin 
oder Kooperationshörer In dar Regel zum Studium eines Ne­
benfachs zugelassen. DIe gleichzeitige Einschreibung an der 
Kooperations.-Hochschule in dem vereinbarten Studiengang 
ist bei der AntragsteIlung zu bestaUgen; auf Verlangen ist der 
Nachweis zu führen. 

2.	 Kooperationshörende werden nicht eingeschrieben, sie 
werden durch die Zulassung für die Deuer der Zulassung 
Angehörige der FemUniversität. Oie Vorschriften der §§ 3 ­
15 finden sinngemaß Anwendung; im Kooperetionsvertrag 
können hiervon ebweichende Regelungen getroffen werden. 

3.	 Eine Beurlaubung vom Studium an der FernUniversitat setzt 
eine gleichzeitige Beurleubung an der Kooperations­
Hochschule voraus. 

(4) Studiengangszweithörende 

Eingeschriebene Studierende enderer Hochschulen im 
Gellungsbereich des Hochschulrahmengesetz (HRG) können 
auf Antrag aJs Studiengangszwellhörerinnen oder ·zweithörer 
gemaß § 71 Abs. 2 HG bei Vorliegen der Voraussetzungen 
für das Studium eines weile ren (anderen) Studiengangs zu­
gelassen werden. Oie FemUniversität kann die Zulassung 
unter den in § 82 Absatz 2 bis 4 HG genannten Vorausset­
zungen beschränken. 

2,	 Studiengangszweithörende werden nicht eingeschrieben, sie 
werden durch die Zulassung Angehörige der FernUniversität. 
Oie Zulassung erfolgt fOr die Dauer eines Semesters: eine 
erneute Zulessung jeweils für ein weiteres Semesters ist 
möglich. Die Vorschriften der §§ 3 - 14 finden sinngemaß 
Anwendung. 

3	 Bei der AntragsteIlung bestätigen Studiengangszweithörerin­
nen und -zweithörer mit ihrer Unterschrift, dass sie im Been­
tragungssemester gleichzeitig noch en der Ersthochschule in 
einem anderen Studiengang eingeschrieben sind oder einge­
schrieben sein werden; IKlf Verlangen ist der Nachweis zu 
fUhren. 

4,	 FOr Studiengangszweltharerinnen und -hörer gelten die 
Beurtaubungs-Regelungen im § 15 Absätze 1 und 2 Nr. 1 bis 
3 analog, wenn gleichzeitig eine Beurlaubung eus demselben 
Grund an der Ersthochschule nachgewiesen wird. Oie Re­
gelungen im § 15 Abs. 2 Nr. 4, 5 und 7 gelten nur für das 
Studium en der FernUniversität. Oie Regelung im § 15 Ab­
satz 2 Nr. 8 gill nicht für Studiengangszweilhörerinnen und ­
hörer. 

(5) Jungstudierende (gemilß § 65 Absatz 6 HG) 

1.	 SchOlerinnen und Schüler. die nech dem einvemehmlichen 
Urteil ....on Schule und zuständigem Fachbereich der FemUni­
versität besondere Begabungen aufweisen, können im Ein­
zelfall zu Lehrveranstallungen und Prüfungen eines Studien­
gangs zugelassen werden. Ihre Studien- und Prüfungslei­
slungen werden auf Antrag bei einem spateren Studium an 
der FernUni....ersit~1 angerechnet. 

2.	 Be....or eIn entsprechender Antrag auf Zulassung als Jungstu­
dierende oder Jungstudierender bei der FernUniversität ge­
steilt werden kann, ist in der Regel durch die Teilnahme an 
den Studien als Akademlesludierende oder Akademiestudie­
render die Studierfähigkeit dadurch nachzuweisen. dess 
mindestens Ober einen Zeitraum von zwei Semestern im 
Umfang eines Teilzeitstudiums adäQuete Studien- und Prü­
fungsleistungen erbrachl worden sind. Oie Vorschriften des 
§ 2 Nr. 1 finden sinngemäß Anwendung, 

12 
Studierende In der Weiterbildung 

(1) A~ademiesludierende LS. von § 71 Absätze 1 und 3 HG 

1.	 Bewerbarinnen und Bewerber, die en einzelnen Lehrveran­
stellungen teilnehmen wollen, können auf Antrag ohne 
Nachweis einer nech § 5 erforderlichen Qualifiketion als Aka­
demiestudierende oder Akedemlestudierender im Rehmen 
der vorhandenen Studienmöglichkeiten zum Studium zuge­
lassen werden. Zu diesen StudienmöglIchkeiten gehOren 
nicht die Studienangebote unter § 2 Abs. 2 Nr. 1. 

2.	 Akademiestudierende gelten in der Regej eis Teilnehmerin­
nen oder Teilnehmer em weiterbildenden Studium LS. des 
§ 90 Abs. 1 HG. wenn sie die Eignungsvoraussetzungen für 
die ....on ihnen besuchte Lehrveransleltungen entsprechend 
§ 5 Absetz 4 Nr, 2 in ihrer Person erfüllen. 

3.	 Akademiestudierende können über die Teilnahme an Lehr­
veranstaltungen und -soweit für diese LehrveranSlaltungen Jn 
Ordnungen der FernUniversit~t die Erbringung einer Slu· 
dienJeislung vorgesehen ist· eine entspreChende Bescheini­
gung erhalten. 
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Zulassungs- und EInschreibungiordnung
für die FernUnlvereltlt In Hagen (FernU..zeO)

Vom 03. November 2003

Aufgrund § 2 Abs. 4 und § 65 Absatz 1 Gesetz über die Hoch­
schulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG)

vom 14. Marz 2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt geilndert durch
Gesetz vom: 28. Januar 2003 (GV. NRW. S. 36),
wird von der FernUniversität in Hegen folgende

Zulassungs- und Einschreibungsordnung erlassen:

Inhaltsüberalcht

§ 1 Studierende in einem Studiengang
§ 2 Studierende in der Weiterbildung
§ 3 Grundsätze für die ZuJassung und Emschreibung
§ 4 Datenerhebung und WeItergebe von Deten
§ 5 Voraussetzungen für die Einschreibung
§ 6 Fremdsprachige Studienbewerbarinnen und -bewerber
§ 7 Verfahren
§ 8 Sludienausweis
§ 9 Mitwirkungspflichten
§ 10 Versagung der Einschreibung
§ 11 ExmatrikulatIon
§ 12 Rückmeldung
§ 13 Belegen der Lehrveranslallungen
§ 14 Status- und/oder Sludiengangswechsel
§ 15 Beurlaubung
§ 16 Schlussvorschriften
§ 17 Veröffentlichung und In·Kraft-Treten

§1

Studierende In einem Studiengang

(1) Voll- und Teilzeitstudierende

,. Oie FernUniversität bietet ihre Studiengange als Vollzeit­
und/oder Teilzeitsludium an. Mit welchem Hörerstatus der
einzelne StudIengang studierbar isl, wird in der Prüfungsord·
nung des entsprechenden Studiengangs geregel\. Deshalb
kannen Studienbewerberinnen und -bewerber sowie Rück­
melderinnen und RlJckmelder mit der Anlragstellung auf Ein­
schreibung oder Rückmeldung bestimmen, ob sie oder er das
Studium mit dem Hörerstalus einer Voll- oder Teilzellstuden­
tin oder eines Voll- oder Teilzeitstudenten durchführen
möchlen.

2. Vollzeit- ...md Teilzeitstudierende sind gemäß § 11 Absatz 1
HG Mitglieder der Hochschule. Teilzeitstudierende sind im
Allgememen berufstätig und belegen deshalb in der Regel
nur die Halfte der nach dem Curriculum für Vollzeitsludleren­
de vorgesehenen Veranstaltungen gemäß § 13 pro Seme·
ster, so dass sich bei ihnen allgemein die Regelstudienzeit
gegenüber einem Voflzeltsludium entsprechend verlangert.

(2) Kooperationsstudierende

Studienbewerberinnen und Studienbewerber werden auf
Grundlage einer nach § 3 Absatz 4 getroffenen Vereinbarung
auf Antrag bei der FernUniversität als Kooperationsstudenlin
oder Kooperationsstudent in einen gemeinsamen Studien­
gang eingeschrieben. Oie gleichzeitige Einschreibung an der
Kooperations-Hochschule ist bei der AntragsteIlung zu be­
sUlligen, auf Verlengen isl der Nachweis zu führen.

2. Die Vorschriften der §§ 3 - 15 finden sinngemäß Anwen­
dung, Im Kooperetionsvertrag können hiervon abweichende
Regelungen getroffen werden; dies betrifft unter anderem die
mitgliedschaftliche Zuordnung der Studierenden des gemein­
samen Studiengangs zu einer der beteiligten Hochschulen.

3 Eine Beurlaubung vom Studium an der FernUniversität setzt
eine gleichzeitige Beurlaubung an der Kooperations·
Hochschule voraus.

(3) Kooperationshörende

1. Studienbewerbennnen und Studienbewerber werden auf
Grundlage einer nach § 3 Absatz 4 getroffenen Vereinbarung
auf Antrag bei der FernUniversit~t als Kooperationshörerin
oder Kooperationshörer In dar Regel zum Studium eines Ne­
benfachs zugelassen. DIe gleichzeitige Einschreibung an der
Kooperations.-Hochschule in dem vereinbarten Studiengang
ist bei der AntragsteIlung zu bestaUgen; auf Verlangen ist der
Nachweis zu führen.

Kooperationshörende werden nicht eingeschrieben, sie
werden durch die Zulassung für die Deuer der Zulassung
Angehörige der FemUniversität. Oie Vorschriften der §§ 3 ­
15 finden sinngemaß Anwendung; im Kooperetionsvertrag
können hiervon ebweichende Regelungen getroffen werden.

3. Eine Beurlaubung vom Studium an der FernUniversitat setzt
eine gleichzeitige Beurleubung an der Kooperations­
Hochschule voraus.

(4) Studiengangszweithörende

Eingeschriebene Studierende enderer Hochschulen im
Gellungsbereich des Hochschulrahmengesetz (HRG) können
auf Antrag aJs Studiengangszwellhörerinnen oder ·zweithörer
gemaß § 71 Abs. 2 HG bei Vorliegen der Voraussetzungen
für das Studium eines weile ren (anderen) Studiengangs zu­
gelassen werden. Oie FemUniversität kann die Zulassung
unter den in § 82 Absatz 2 bis 4 HG genannten Vorausset­
zungen beschränken.

2, Studiengangszweithörende werden nicht eingeschrieben, sie
werden durch die Zulassung Angehörige der FernUniversität.
Oie Zulassung erfolgt fOr die Dauer eines Semesters: eine
erneute Zulessung jeweils für ein weiteres Semesters ist
möglich. Die Vorschriften der §§ 3 - 14 finden sinngemaß
Anwendung.

3 Bei der AntragsteIlung bestätigen Studiengangszweithörerin­
nen und -zweithörer mit ihrer Unterschrift, dass sie im Been­
tragungssemester gleichzeitig noch en der Ersthochschule in
einem anderen Studiengang eingeschrieben sind oder einge­
schrieben sein werden; IKlf Verlangen ist der Nachweis zu
fUhren.

4, FOr Studiengangszweltharerinnen und -hörer gelten die
Beurtaubungs-Regelungen im § 15 Absätze 1 und 2 Nr. 1 bis
3 analog, wenn gleichzeitig eine Beurlaubung eus demselben
Grund an der Ersthochschule nachgewiesen wird. Oie Re­
gelungen im § 15 Abs. 2 Nr. 4, 5 und 7 gelten nur für das
Studium en der FernUniversität. Oie Regelung im § 15 Ab­
satz 2 Nr. 8 gill nicht für Studiengangszweilhörerinnen und ­
hörer.

(5) Jungstudierende (gemilß § 65 Absatz 6 HG)

1. SchOlerinnen und Schüler. die nech dem einvemehmlichen
Urteil ....on Schule und zuständigem Fachbereich der FemUni­
versität besondere Begabungen aufweisen, können im Ein­
zelfall zu Lehrveranstallungen und Prüfungen eines Studien­
gangs zugelassen werden. Ihre Studien- und Prüfungslei­
slungen werden auf Antrag bei einem spateren Studium an
der FernUni....ersit~1 angerechnet.

Be....or eIn entsprechender Antrag auf Zulassung als Jungstu­
dierende oder Jungstudierender bei der FernUniversität ge­
steilt werden kann, ist in der Regel durch die Teilnahme an
den Studien als Akademlesludierende oder Akademiestudie­
render die Studierfähigkeit dadurch nachzuweisen. dess
mindestens Ober einen Zeitraum von zwei Semestern im
Umfang eines Teilzeitstudiums adäQuete Studien- und Prü­
fungsleistungen erbrachl worden sind. Oie Vorschriften des
§ 2 Nr. 1 finden sinngemäß Anwendung,

12
Studierende In der Weiterbildung

(1) A~ademiesludierende LS. von § 71 Absätze 1 und 3 HG

1. Bewerbarinnen und Bewerber, die en einzelnen Lehrveran­
stellungen teilnehmen wollen, können auf Antrag ohne
Nachweis einer nech § 5 erforderlichen Qualifiketion als Aka­
demiestudierende oder Akedemlestudierender im Rehmen
der vorhandenen Studienmöglichkeiten zum Studium zuge­
lassen werden. Zu diesen StudienmöglIchkeiten gehOren
nicht die Studienangebote unter § 2 Abs. 2 Nr. 1.

2. Akademiestudierende gelten in der Regej eis Teilnehmerin­
nen oder Teilnehmer em weiterbildenden Studium LS. des
§ 90 Abs. 1 HG. wenn sie die Eignungsvoraussetzungen für
die ....on ihnen besuchte Lehrveransleltungen entsprechend
§ 5 Absetz 4 Nr, 2 in ihrer Person erfüllen.

3. Akademiestudierende können über die Teilnahme an Lehr­
veranstaltungen und -soweit für diese LehrveranSlaltungen Jn
Ordnungen der FernUniversit~t die Erbringung einer Slu·
dienJeislung vorgesehen ist· eine entspreChende Bescheini­
gung erhalten.



4	 Akademiesludierende mit einer Qualifikation gemäß § 5 
Absätze 2 - 3 können ihre als Teilnehmende an den Akade­
miestudien erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten im 
Rahmen einer Eins1ufungsprüfung nach § 67 HG nachwei­
sen. Sie werden nach dem Ergebnis der Prüfung in einem 
entsprechenden Abschnitt des Studiengangs zum Studium 
zugelassen; § 5 Abs. 7 bleibt unberührt. Des Nähere hierzu 
regeln die Prüfungsordnungen der betreffenden Studiengän­
ge. 

5.	 Die Zulassung zum Studium erfolgl für die Deuer eines 
Semesters, eine erneute Zulassung jeweils für ein weiteres 
Semester ist möglich. Die Vorschri"en der §§ 3 - 14 finden 
sinngemäß Anwendung. 

(2) Waiterbildungssludierende 

1.	 Studienbawerberinnen und -bewerbar, die am weiterbilden­
den Studium gemäß § 90 HG teilnehmen möchten, können 
beim Vorliegen der erforderllchan Quelifikatlonen gem. § 5 
Abs. 4 Nr. 1 und 2 euf Antrag als Weiterbildungssludierende 
oder Wellerbitdungsstudierender zugelassen werden Als 
weiterbildendes Studium gemäß § 90 HG gelten auch Wei· 
terbildungestudiengänge. Die weiteren Voraussetzungen und 
das Verfahren des Zugangs oder der Zulassung zum weiter­
bildenden Studium wird durch die entsprechende Studien­
oder Prüfungsordnung des besonderen Welterbildungsange­
bots geregelt und in den Bewerbungsunterlagen veröffent­
licht. 

2.	 Studienbewerberinnen und -bewerber, die ausschließlich 
studienvorbereitende und -ergänzende Materialien belegen 
möchten, können ohne Nechweis einer Qualifikation auf An· 
trag als Weiterbildungsstudierende oder Weiterbildungsstu· 
dierender im Sinne von § 90 HG zum Studium zugelassen 
werden. 

3.	 Die Vorschriften der §§ 3·13 finden sinngemäß Anwendung 

§3 
Grundsätze fur die Zulassung und Elnachralbung 

(1) Die Studienbewerberin oder der Studienbewerber wird bei der 
FernUmversität auf Antrag zum Studium in einem Studiengang ats 
Voll- oder Teilzeitstudenlin oder -student oder als Kooperationsstu­
dierende oder ·studJerender eingeschrieben (immatrikuliert) oder 
als Studiengangszweithörerin oder ·zweithörer zugelassen. Wei· 
terhm werden Studienbewerber auf Antrag als Kooperationshörerin 
oder -hörer zu einem Nebenfechstudium, als Akademie· 
Studierende oder ·Studierender LS. von § 71 Absätze 1 und 3 HG 
oder als Jungstudierende oder Jungstudierender gem. § 65 Absatz 
6 HG oder als Welterbildungs·Studierende oder ·Studierender 
gemäß § 90 HG zugelassen 

(2) Durch die Einschreibung wird die Studienbewerbenn oder der 
Studien bewerber fur die Dauer der Einschreibung gemäß § 11 
Absatz 1 HG Mitgiled, durCh die Zulassung wird die Studlenbewer­
berin oder der Studien bewerber für das beantragte Semester 
gemäß § 11 Absatz 4 HG Angehörige oder Angehöriger der Fer· 
nUniversit.l.l mit den daraus foigenden, im § 12 HG, in der 
Grundordnung der FernUniversität. in dieser Zulassungs- und 
Einschreibungsordnung sowie in der Satzung der Studierenden· 
schaft der FernUniversität beschriebenen Rechten und Pflichten. 

(3) Die Einschreibung erfolgt für einen Studiengang, der zu den in 
den Bewerbungs· und Rückrneideunterlagen veröffentlichten 
Studienangebot dar FernUniversität fur das beantragte Semester 
gehört und für den die Studienbewerberin oder der Studienbewer­
ber die Voraussetzungen tur die Einschreibung gern. § 5 erfüllt; als 
Studiengang gelten auch Studien zum Zwecke der Promotion. Eine 
gleichzeitige Einschreibung an der FernUniversität lür mehrere 
Sludieng~nge ist nur für Voll·, Teilzeit· oder Kooperationsstudie­
rende zulässig, jedoch in der Regel auf die Gesamtanzahl von drei 
parallel studierten Studiengängen begrenzt. 

(4) Von den Regelungen in den Absätzen 1 bis 3 kann auf Grund 
eines Kooperationsvertrages mit einer anderen Hochschule gemäß 
§ 65 Abs. 5 LV.m, § 109 Satz 3 HG abgewichen werden. In einem 
solchen Fall werden die Studienbewertlerinnen oder -bewerber als 
Kooperationsstudentin oder -student in einen gemeinsamen 
StUdiengang eingeschrieben (Immatrikulielt) oder als Kooperatl. 
onshörefln oder -hörer zu gemeinsamen Studien zugelassen. 

(5) Mit der Einschreibung wird die Voll- oder Teilzeitstudentm oder 
der Voll- oder Teilzeitstudent Mitglied in dem Fachbereich, der den 
gewählten Studiengang anbietet. Ist der gewählte Studiengang 
oder sind die gewählten Studlengänge mehreren Fechbereichen 
zugeordnet, so erfolgt automatisch die Zuordnung zu dem Fachbe­
reich des ersten gewählten Studiengangs oder des ersten Studi­
enfachs. Ist die Studienbewerberin oder der Studienbewerber mit 

dieser Zuordnung nicht einverstenden, so ist der FernUniversitat 
aus den wählbaren Fachbereichen die gewünschte Fachbereichs· 
zuordnung schrmlich mitzuteilen. 

§4 

Datenerhebung und Weitergabe von Daten 

(1) Die Zentrale Hochschulverwellung der FernUniversität erhebt 
zur rechtmäßigen ErlOllung ihrer Aufgaben folgende Daten: 

a)	 bei der Einschreibung und Zulassung die Daten gemäß § 7 
Absatz 6, 

b)	 bei der Exmatrikuletion zusätzlich die Daten gemäß § 11 
Absatz 6, 

c)	 bei der Rückmeldung zusätzlich die Daten gemAß § 12 
Abs.3, 

d)	 bei der Beurlaubung vom Studium zusätzlich die Deten 
gemäß § 15 Abeatz 5. 

(2) Von den nech Absatz 1 erhobenen Daten werden zur Verfü­
gung gestellt· 

a) Den Fakultäten, Fachbereichen und Zentralen Einrichtungen 
sowie deren organisatorischen Untergliederungen die Matri· 
kelnummer und die Daten nech § 7 Abeatz 6 Nr. 1 -20. Sie 
dürfen dort gespeichert und genutzt werden. solange dies für 
die Erfüllung Ihrer Aufgaben erforderlich ist. Gleiches gilt für 
Fachbereiche und Fakultäten anderer Hochschulen, mit de­
nen Vereinbarungen gemäß § 3 Absatz 4 geschlossen wor­ •
den eind. 

b)	 Den WahlaUSSChüssen für die Wahlen zu den Gremien der 
Studierendenschaft gemäß den genehmigten Wahlordnun· 
gen durch ein Wählerverzeichnis mit den Angaben aller 
wahlberechtigten Mitglieder der FernUniversitäl. 

c)	 Der Studierendenschaft der FernUniversitat die Matrikel· 
nummer und die Deten gemäß § 7 in dem Umfang, oMe sie 
für die Erfüllung ihrer Aufgaben gern. § 72 Abs. 2 HG erfor· 
derIIch sind. 

d)	 Nach der Verordnung über Inhalt, Form und Frist der Mel­
dungen sowie dae Meldeverfehren 'ür die Krankenversiche­
rung der Studierenden (Studierandenkrankenversicherungs­
meldeverordnung - SKV-MV) werden der zuständigen Kran­
kenkasse nach der Einschreibung und Exmatrikuletion rol· 
gande personenbezogene Daten der Voll· und Teilzeilstudie· 
renden übermittelt, die nachgewiesen heben, daes sie in der 
studentischen Krankenversicherung versichert sind: 

Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, Einschreibeda·
 
turn, Anzaht der Fachsemester, Exmetrikulationsdatum,
 
Krankenversicherungsnummer und Betriebsnummer der
 
Krankenkasse.
 

e) FOr Zwecke der Gesetzgebung und Planung Im Hochschul· 
bereich werden die Erhebungsmerkmale gamäß § 3 Absatz 1 
Nr. 1 und 2 sowie Absatz 2 des Hochschulslatistlkgesetzes •
vom 2. November 1990 In der jeweils gültigen Fassung erho­
ben, sowait sie nicht den Daten nach Absatz 1 entnommen 
werden können. 

Dem einzelnen Studienzenfrum der FernUniversität von den
 
Studierenden gemäß § 1 und § 2 Nr. 1 die sich Ihm zugeord·
 
net haben, die Daten nach § 7 Absetz 6 Nr. 1 bis 20. Abwel·
 
chend hiervon können Daten fOr mehrera Studienzentren el·
 
nem Schwerpunkl-Studienzentrum zur Verfügung gestellt
 
werden, wenn dies zur Organisation einer überregionalen
 
Veranstaltung oder Betreuung erforderlich ist. Weiterhin kön·
 
nen den S1udienzentren in Österreich und in der Schweiz die
 
in Satz 1 genannten Daten von den Studierenden zur Verfü­

gung gestellt werden, die ihren Wohneitz in dem entspre­

chenden Land haben, wenn dies zur finenzlellen Unterstot·
 
zung dar Studienzentren durch staatlichen Stellen des ent·
 
sprechenden Landes erforderlich i81.
 

§5 

Voraussetzungen fOr die Elnachralbung 

(1) Eine Studienbewerberln oder ein Studienbewerber ist tor einen 
Studiengang einzuschreiben, wenn sie oder er die hierfür erforder. 
liche Qualifikation nachweist und kein Zugangshindemis vOrliegt. 
Die Studlenbewerberin oder der Studienbewertler können nur fOr 
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§5

d) Nach der Verordnung über Inhalt, Form und Frist der Mel­
dungen sowie dae Meldeverfehren 'ür die Krankenversiche­
rung der Studierenden (Studierandenkrankenversicherungs­
meldeverordnung - SKV-MV) werden der zuständigen Kran­
kenkasse nach der Einschreibung und Exmatrikuletion rol·
gande personenbezogene Daten der Voll· und Teilzeilstudie·
renden übermittelt, die nachgewiesen heben, daes sie in der
studentischen Krankenversicherung versichert sind:

Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, Einschreibeda·
turn, Anzaht der Fachsemester, Exmetrikulationsdatum,
Krankenversicherungsnummer und Betriebsnummer der
Krankenkasse.

e) FOr Zwecke der Gesetzgebung und Planung Im Hochschul·
bereich werden die Erhebungsmerkmale gamäß § 3 Absatz 1
Nr. 1 und 2 sowie Absatz 2 des Hochschulslatistlkgesetzes
vom 2. November 1990 In der jeweils gültigen Fassung erho­
ben, sowait sie nicht den Daten nach Absatz 1 entnommen
werden können.

Dem einzelnen Studienzenfrum der FernUniversität von den
Studierenden gemäß § 1 und § 2 Nr. 1 die sich Ihm zugeord·
net haben, die Daten nach § 7 Absetz 6 Nr. 1 bis 20. Abwel·
chend hiervon können Daten fOr mehrera Studienzentren el·
nem Schwerpunkl-Studienzentrum zur Verfügung gestellt
werden, wenn dies zur Organisation einer überregionalen
Veranstaltung oder Betreuung erforderlich ist. Weiterhin kön·
nen den S1udienzentren in Österreich und in der Schweiz die
in Satz 1 genannten Daten von den Studierenden zur Verfü­
gung gestellt werden, die ihren Wohneitz in dem entspre­
chenden Land haben, wenn dies zur finenzlellen Unterstot·
zung dar Studienzentren durch staatlichen Stellen des ent·
sprechenden Landes erforderlich i81.

Voraussetzungen fOr die Elnachralbung

(1) Eine Studienbewerberln oder ein Studienbewerber ist tor einen
Studiengang einzuschreiben, wenn sie oder er die hierfür erforder.
liche Qualifikation nachweist und kein Zugangshindemis vOrliegt.
Die Studlenbewerberin oder der Studienbewertler können nur fOr

Datenerhebung und Weitergabe von Daten

(1) Die Zentrale Hochschulverwellung der FernUniversität erhebt
zur rechtmäßigen ErlOllung ihrer Aufgaben folgende Daten:

a) bei der Einschreibung und Zulassung die Daten gemäß § 7
Absatz 6,

b) bei der Exmatrikuletion zusätzlich die Daten gemäß § 11
Absatz 6,

c) bei der Rückmeldung zusätzlich die Daten gemAß § 12
Abs.3,

d) bei der Beurlaubung vom Studium zusätzlich die Deten
gemäß § 15 Abeatz 5.

(2) Von den nech Absatz 1 erhobenen Daten werden zur Verfü­
gung gestellt·

a) Den Fakultäten, Fachbereichen und Zentralen Einrichtungen
sowie deren organisatorischen Untergliederungen die Matri·
kelnummer und die Daten nech § 7 Abeatz 6 Nr. 1 -20. Sie
dürfen dort gespeichert und genutzt werden. solange dies für
die Erfüllung Ihrer Aufgaben erforderlich ist. Gleiches gilt für
Fachbereiche und Fakultäten anderer Hochschulen, mit de­
nen Vereinbarungen gemäß § 3 Absatz 4 geschlossen wor­
den eind.

b) Den WahlaUSSChüssen für die Wahlen zu den Gremien der
Studierendenschaft gemäß den genehmigten Wahlordnun·
gen durch ein Wählerverzeichnis mit den Angaben aller
wahlberechtigten Mitglieder der FernUniversitäl.

c) Der Studierendenschaft der FernUniversitat die Matrikel·
nummer und die Deten gemäß § 7 in dem Umfang, oMe sie
für die Erfüllung ihrer Aufgaben gern. § 72 Abs. 2 HG erfor·
derIIch sind.

§4

dieser Zuordnung nicht einverstenden, so ist der FernUniversitat
aus den wählbaren Fachbereichen die gewünschte Fachbereichs·
zuordnung schrmlich mitzuteilen.

Studienbawerberinnen und -bewerbar, die am weiterbilden­
den Studium gemäß § 90 HG teilnehmen möchten, können
beim Vorliegen der erforderllchan Quelifikatlonen gem. § 5
Abs. 4 Nr. 1 und 2 euf Antrag als Weiterbildungssludierende
oder Wellerbitdungsstudierender zugelassen werden Als
weiterbildendes Studium gemäß § 90 HG gelten auch Wei·
terbildungestudiengänge. Die weiteren Voraussetzungen und
das Verfahren des Zugangs oder der Zulassung zum weiter­
bildenden Studium wird durch die entsprechende Studien­
oder Prüfungsordnung des besonderen Welterbildungsange­
bots geregelt und in den Bewerbungsunterlagen veröffent­
licht.

Studienbewerberinnen und -bewerber, die ausschließlich
studienvorbereitende und -ergänzende Materialien belegen
möchten, können ohne Nechweis einer Qualifikation auf An·
trag als Weiterbildungsstudierende oder Weiterbildungsstu·
dierender im Sinne von § 90 HG zum Studium zugelassen
werden.

Die Vorschriften der §§ 3·13 finden sinngemäß Anwendung

§3
Grundsätze fur die Zulassung und Elnachralbung

2.

5.

1.

4 Akademiesludierende mit einer Qualifikation gemäß § 5
Absätze 2 - 3 können ihre als Teilnehmende an den Akade­
miestudien erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten im
Rahmen einer Eins1ufungsprüfung nach § 67 HG nachwei­
sen. Sie werden nach dem Ergebnis der Prüfung in einem
entsprechenden Abschnitt des Studiengangs zum Studium
zugelassen; § 5 Abs. 7 bleibt unberührt. Des Nähere hierzu
regeln die Prüfungsordnungen der betreffenden Studiengän­
ge.

Die Zulassung zum Studium erfolgl für die Deuer eines
Semesters, eine erneute Zulassung jeweils für ein weiteres
Semester ist möglich. Die Vorschri"en der §§ 3 - 14 finden
sinngemäß Anwendung.

(2) Waiterbildungssludierende

3.

(1) Die Studienbewerberin oder der Studienbewerber wird bei der
FernUmversität auf Antrag zum Studium in einem Studiengang ats
Voll- oder Teilzeitstudenlin oder -student oder als Kooperationsstu­
dierende oder ·studJerender eingeschrieben (immatrikuliert) oder
als Studiengangszweithörerin oder ·zweithörer zugelassen. Wei·
terhm werden Studienbewerber auf Antrag als Kooperationshörerin
oder -hörer zu einem Nebenfechstudium, als Akademie·
Studierende oder ·Studierender LS. von § 71 Absätze 1 und 3 HG
oder als Jungstudierende oder Jungstudierender gem. § 65 Absatz
6 HG oder als Welterbildungs·Studierende oder ·Studierender
gemäß § 90 HG zugelassen

(2) Durch die Einschreibung wird die Studienbewerbenn oder der
Studienbewerber fur die Dauer der Einschreibung gemäß § 11
Absatz 1 HG Mitgiled, durCh die Zulassung wird die Studlenbewer­
berin oder der Studienbewerber für das beantragte Semester
gemäß § 11 Absatz 4 HG Angehörige oder Angehöriger der Fer·
nUniversit.l.l mit den daraus foigenden, im § 12 HG, in der
Grundordnung der FernUniversität. in dieser Zulassungs- und
Einschreibungsordnung sowie in der Satzung der Studierenden·
schaft der FernUniversität beschriebenen Rechten und Pflichten.

(3) Die Einschreibung erfolgt für einen Studiengang, der zu den in
den Bewerbungs· und Rückrneideunterlagen veröffentlichten
Studienangebot dar FernUniversität fur das beantragte Semester
gehört und für den die Studienbewerberin oder der Studienbewer­
ber die Voraussetzungen tur die Einschreibung gern. § 5 erfüllt; als
Studiengang gelten auch Studien zum Zwecke der Promotion. Eine
gleichzeitige Einschreibung an der FernUniversität lür mehrere
Sludieng~nge ist nur für Voll·, Teilzeit· oder Kooperationsstudie­
rende zulässig, jedoch in der Regel auf die Gesamtanzahl von drei
parallel studierten Studiengängen begrenzt.

(4) Von den Regelungen in den Absätzen 1 bis 3 kann auf Grund
eines Kooperationsvertrages mit einer anderen Hochschule gemäß
§ 65 Abs. 5 LV.m, § 109 Satz 3 HG abgewichen werden. In einem
solchen Fall werden die Studienbewertlerinnen oder -bewerber als
Kooperationsstudentin oder -student in einen gemeinsamen
StUdiengang eingeschrieben (Immatrikulielt) oder als Kooperatl.
onshörefln oder -hörer zu gemeinsamen Studien zugelassen.

(5) Mit der Einschreibung wird die Voll- oder Teilzeitstudentm oder
der Voll- oder Teilzeitstudent Mitglied in dem Fachbereich, der den
gewählten Studiengang anbietet. Ist der gewählte Studiengang
oder sind die gewählten Studlengänge mehreren Fechbereichen
zugeordnet, so erfolgt automatisch die Zuordnung zu dem Fachbe­
reich des ersten gewählten Studiengangs oder des ersten Studi­
enfachs. Ist die Studienbewerberin oder der Studienbewerber mit



die Sludiengänge eingeschrieben werden, für dia sie bis zur fest­
gesetzten Frist die geforderte Qualifikation besitzen. 

(2) Die Qualifikation für ein Studium der Studiengange an der 
FernUniversität, die zu einem ersten berufsqualifizierenden Ab­
schluss führen, wird durch ein Zeugnis der für Nordrhein-Westfalen 
gültigen Hochschulreife (allgemeine oder fachgebundene Hoch­
schulreife) nachgewiesen. Die allgemeine Hochschulreife berech­
tigt uneingeschrankt zum Studium, die lachgebundene Hochschul­
reife nur zum Studium der im Zeugnis ausgewiesenen Studiengän­
ge. 

(3) Die Qualifikation für ein Studium in den Diplom-Studiengangen 
und in den Bachelor-Studieng!lngen Mathematik, Informatik und 
Elektrolechnik- und Informationstechnik an der FemUniversität wird 
gemäß Artikel 3 Abs. 2 Gesetz zur Errichtung der Universität 
DUlsburg-Essen und zur Umwandlung der Gesamthochschulen bis 
einschließlich Wintersemester 2005/06 auch durch ein für Nord­
mein-Westfalen gültiges Zeugnis der Fachhochschulreife nachge­
wiesen. 

(4) Die Quelifikation 

1.	 für einen postgradualen S1udiengang gem!lß § 88 HG und für 
einen Weiterbildungsstudiengang nach § 90 Absatz 2 Salz 4 
HG wird durch ein abgeschlossenes Hochschulstudium 
nachgewiesen, 

• 
2. zu weiterbildenden Studien gemaß § 90 Absatz 2 Satz 1 HG 

wird durch die erforderliche Eignung im Beruf, insbesondere 
durch eine Berufsausbildung, durch ein Studium oder auf an­
dere Weise nachgewiesen, 

3.	 für Promotionsstudien wird durch einen Bescheid des zu­
standigen Fachbereichs (Promotionsausschuss) oder durch 
die Betreuungszusage der Hochschullehrerin oder des Hoch­
schullehrers nachgewiesen. 

(5) Ohne Nachweis der erforderlichen Qualifikation können Stu­
dienbewerberinnen und Studienbewerber für einen Studiengang 
nach Absätzen 2 und 3 eingeschrieben werden, wenn sie 

das Zeugnis über die an einer Universität im Geltungsbereich 
des Hochschulrahmengesetzes (HRG) in dem sei ben Studi­
engang bestandene Vordiplom- oder Zwischenprüfung vorle­
gen oder 

2.	 die Zugangsberechtigung für beruflich Qualifizierte gemäß 
§ 66 Abs. 4 HG an der FernUniversität erworben haben oder 

3.	 gemäß § 66 Abs. 6 HG durch die FernUniversität eine Stu­
dienberechtIgung auf Grund einer festgestellten besonderen 
fachlichen Eignung und einer den Anforderungen entspre­
chende Allgemeinbildung erhalten haben oder 

• 
4. die unter Nr. 2 und 3 genannten Voraussetzungen an einer 

anderen Universität erbracht haben und zusätzlich eine Be­
scheinigung dieser Universität über einen erfolgreichen Slu­
dienverlauf an hand von wenigstens der Hälfte aller im Studi­
engang geforderten Sludien- und Prüfungsleislungen vorle­
gen; die Berecl'1ligung zum Weiterstudium gilt fur denselben, 
aber auch für verwandte Studiengänge. Welche Studiengän­
ge als verwandte Studiengänge eingestuft werden, legt der 
zuständige Prüfungsausschuss des gewahlten Studiengangs 
fest. 

(6) Der Nachweis einer besonderen Vorbildung oder besonderen 
studiengangsbezogenen Eignung oder einer praktischen Tätigkeit 
ist erforderlich, soweit Prüfungsordnungen dies vorsehen. 

(7) Für Studiengänge. bei denen Zulassungszahlen festgesetzt 
sind, setzt die Einschreibung in den Studiengang entweder den 
Nachweis über die Zuweisung eines Studienplatzes oder die 
Zuteilung eines Studienplatzes durch das örtliche Zulassungsver­
fahren an der FernUniversität voraus. Dieser Nachweis isl entbehr­
lich, wenn die Studienbewerberin oder der Studienbewerber die 
Einschreibung und Einstufung in höhere Fachsemester beantragt, 
für die Zulassungszahlen nicht festgesetzt sind, sofern die Anrech· 
nung von entsprechenden Studienzeiten nachgeWiesen wird. 

(8) Das Nähere hierzu regeln die Ordnungen der betreffenden 
Fachbereiche in eigener Verantwortung 

§6 

Fremdsprachige StudIenbewerberinnen und -bewerber 

(1) Studienbewerbennnen und Studienbewerber, die ihre Studien­
qualifikation im Sinne von § 5 nicht an einer deutschsprachigen 
Einrichtung erworben haben, müssen die für ihren S1udiengang 
erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache beSItzen. Wie 

solche Kenntnisse nachzuweisen sind oder erworben werden 
können und welcha Mogllchkeiten der Freistellung von einer 
SprachprOfung bestehen. wird in den Zulassungs. und Bewer­
bungsunterlagen der FemUniversitat geregelt. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann ein Studiengang in ainer frem­
den Sprache angeboten werden. Der Nachweis der entsprechen­
den Sprachkenntnisse wird in der Prüfungsordnung tOr diesen 
Studiengang geregelt; die Regelungen im Absatz 1 galten analog. 

§7 

Verfahren 

(1) Die Einschreibung oder Zulassung zum Studium erfolgt aul 
Antreg der Sludienbewerberin oder des Studienbewerbers In dem 
von der FernUnivet'liiUlt vorgegebenen Verfahren. Der Antrag muss 
ordnungsgemäß ausgefertigt zusammen mit den nachfolgend 
aufgeführten Unterlagen Innerhalb der von der FernUniversitat oder 
einer anderen zustandigen Stelle festgesetzten Frist bei der 
FemUnivertiitat oder in einem Studienzentrum der FernUniversitat 
eingehen. In zulassungsbeschrankten Studiengangen muss der 
Zulessungsantrag innerhalb der festgesetzten Frist bei der zustM­
digen Stelle eingegangBn sein; Bewerberinnen und Bewerber, die 
diese Frist versaumen oder den Antrag nicht formgerecht stellen, 
sind vom Vergabeverfahren ausgeschlossen. Sofern die Studien­
ordnung bestimmt, dass das Studium nur zu einem bestimmten 
Semester aufgenommen werden kann, Ist der Antreg nur zulassig, 
wenn für das entsprechende Semester ein Lehrangebot besteht 

(2) Mit dem ordnungsgemäß gestellten Zulassungsantrag sind 
vorzulegen' 

1.	 die für den Nachweis der Qualifikation erforderlichen Zeug­
nisse und gg(. dazu gehOrende Bescheinigungen bzw. Ur­
kunden im Original oder in amtlich beglaubigter Kopie, 

2.	 die für den Nachweis einer besonderen Vorbildung oder 
besonderen studiengangsbezogenen Eignung oder einer 
prektischen Tatigkeit erforderlichen Zeugnisse oder Belege 
im Original oder in amtlich beglaubigter Kopie, 

3.	 in zulassungsbeschrankten Studiengängen, für die kein 
örtliches Zulassungsverfahren durchgeführt wird, dar Be· 
scheid über die Zuteilung eines Studienplatzes (Zulassungs­
bescheid) oder bei zulassungsbeschränkten Studiengangen 
der Nachweis gem~ß § 5 Absatz 7 Setz 2. 

4.	 eine Erkl!lrung darüber, an welchen Hochschulen innerhalb 
des derzeitigen Geltungsbereichs des HRG die Studienbe­
werberin oder der Studienbewerber bisher studiert hat oder 
an welcher Hochschule Innerhalb des Gellungsbereichs des 
HRG sie oder er Im Beentregungssemester perallel ein Stu­
dium beginnen oder fortsetzen mOchte. Dabei sind die Hoch­
schulen, Abschlussziele, Formen des Studiums, studierte Fa­
cher, Studiendauer mit Hochschul-. Fach- und Beurleu­
bungssemester anzugeben, 

5.	 Angaben über die Hochschule, den Studiengang, das Aus­
stellungsdatum des Zeugnisses und die Zeugnisnote von der 
letzten bestandenen Hochschulabschlussprüfung en einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule im derzei­
tigen Geltungsbereich des HRG. Die Angaben nach Satz 1 
sind auch für bestandene Hochschulabechlussprüfungen aus 
dem Ausland z.u erbringen, wenn der HochschulabschluS6 
als berufsquaUfizlerender Abschluss im Geltungsbereich des 
HRG enerkannt ist. Auf Verlangen Ist der Nachweis durch 
Vorlage von Zeugnissen oder Bescheinigungen der anderen 
Hochschule oder der dafür zuständigen staetlichen Stelle zu 
führen, bei früheren Studien an der FemUniversitä1 ist auch 
die letzte Matrikelnummer anzugeben, 

6.	 eine Erklärung darüber, welche Prüfungen an Universitaten 
und gleichgestellten Hochschulen innerhalb des Geltungsbe­
reichs des HRG. die in Prüfungsordnungen vorgesehen sind, 
von der Studienbewerberin oder vom Studienbewerber end­
gOltig nicht bestenden worden sind; auf Verlangen ist der 
Nachweis zu führen, 

7	 beim Bestehen einer studentischen Krankenversicherung der 
Nachweis gemäß den gesetzlichen Vorschrltten Ober die stu­
dentische Krankenversicherung, 

8.	 die nach den gesetzlichen Vorschriften erforderlichen statisti­
schen Angeben nach § 4 Absatz. 2 e). 

(3) Studienbewerberinnen und -bewerber. die Ihre Studienqualifi­
ketlon nicht an einer deulschsprachigen Einrichtung erworben 
heben, müssen gemäß § B Absatz 1 einen Nachweis Ober ausrei­
chende Kenntnisse der deutschen Sprache in der von der FernUni­

Amtliche Mitteillungen der FernUniversität in Hagen Nr. 4 / 2003 vom 03.12.2003 7

8.

•

•

die Sludiengänge eingeschrieben werden, für dia sie bis zur fest­
gesetzten Frist die geforderte Qualifikation besitzen.

(2) Die Qualifikation für ein Studium der Studiengange an der
FernUniversität, die zu einem ersten berufsqualifizierenden Ab­
schluss führen, wird durch ein Zeugnis der für Nordrhein-Westfalen
gültigen Hochschulreife (allgemeine oder fachgebundene Hoch­
schulreife) nachgewiesen. Die allgemeine Hochschulreife berech­
tigt uneingeschrankt zum Studium, die lachgebundene Hochschul­
reife nur zum Studium der im Zeugnis ausgewiesenen Studiengän­
ge.

(3) Die Qualifikation für ein Studium in den Diplom-Studiengangen
und in den Bachelor-Studieng!lngen Mathematik, Informatik und
Elektrolechnik- und Informationstechnik an der FemUniversität wird
gemäß Artikel 3 Abs. 2 Gesetz zur Errichtung der Universität
DUlsburg-Essen und zur Umwandlung der Gesamthochschulen bis
einschließlich Wintersemester 2005/06 auch durch ein für Nord­
mein-Westfalen gültiges Zeugnis der Fachhochschulreife nachge­
wiesen.

(4) Die Quelifikation

1. für einen postgradualen S1udiengang gem!lß § 88 HG und für
einen Weiterbildungsstudiengang nach § 90 Absatz 2 Salz 4
HG wird durch ein abgeschlossenes Hochschulstudium
nachgewiesen,

2. zu weiterbildenden Studien gemaß § 90 Absatz 2 Satz 1 HG
wird durch die erforderliche Eignung im Beruf, insbesondere
durch eine Berufsausbildung, durch ein Studium oder auf an­
dere Weise nachgewiesen,

3. für Promotionsstudien wird durch einen Bescheid des zu­
standigen Fachbereichs (Promotionsausschuss) oder durch
die Betreuungszusage der Hochschullehrerin oder des Hoch­
schullehrers nachgewiesen.

(5) Ohne Nachweis der erforderlichen Qualifikation können Stu­
dienbewerberinnen und Studienbewerber für einen Studiengang
nach Absätzen 2 und 3 eingeschrieben werden, wenn sie

das Zeugnis über die an einer Universität im Geltungsbereich
des Hochschulrahmengesetzes (HRG) in dem seiben Studi­
engang bestandene Vordiplom- oder Zwischenprüfung vorle­
gen oder

2. die Zugangsberechtigung für beruflich Qualifizierte gemäß
§ 66 Abs. 4 HG an der FernUniversität erworben haben oder

3. gemäß § 66 Abs. 6 HG durch die FernUniversität eine Stu­
dienberechtIgung auf Grund einer festgestellten besonderen
fachlichen Eignung und einer den Anforderungen entspre­
chende Allgemeinbildung erhalten haben oder

4. die unter Nr. 2 und 3 genannten Voraussetzungen an einer
anderen Universität erbracht haben und zusätzlich eine Be­
scheinigung dieser Universität über einen erfolgreichen Slu­
dienverlauf anhand von wenigstens der Hälfte aller im Studi­
engang geforderten Sludien- und Prüfungsleislungen vorle­
gen; die Berecl'1ligung zum Weiterstudium gilt fur denselben,
aber auch für verwandte Studiengänge. Welche Studiengän­
ge als verwandte Studiengänge eingestuft werden, legt der
zuständige Prüfungsausschuss des gewahlten Studiengangs
fest.

(6) Der Nachweis einer besonderen Vorbildung oder besonderen
studiengangsbezogenen Eignung oder einer praktischen Tätigkeit
ist erforderlich, soweit Prüfungsordnungen dies vorsehen.

(7) Für Studiengänge. bei denen Zulassungszahlen festgesetzt
sind, setzt die Einschreibung in den Studiengang entweder den
Nachweis über die Zuweisung eines Studienplatzes oder die
Zuteilung eines Studienplatzes durch das örtliche Zulassungsver­
fahren an der FernUniversität voraus. Dieser Nachweis isl entbehr­
lich, wenn die Studienbewerberin oder der Studienbewerber die
Einschreibung und Einstufung in höhere Fachsemester beantragt,
für die Zulassungszahlen nicht festgesetzt sind, sofern die Anrech·
nung von entsprechenden Studienzeiten nachgeWiesen wird.

(8) Das Nähere hierzu regeln die Ordnungen der betreffenden
Fachbereiche in eigener Verantwortung

§6

Fremdsprachige StudIenbewerberinnen und -bewerber

(1) Studienbewerbennnen und Studienbewerber, die ihre Studien­
qualifikation im Sinne von § 5 nicht an einer deutschsprachigen
Einrichtung erworben haben, müssen die für ihren S1udiengang
erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache beSItzen. Wie

solche Kenntnisse nachzuweisen sind oder erworben werden
können und welcha Mogllchkeiten der Freistellung von einer
SprachprOfung bestehen. wird in den Zulassungs. und Bewer­
bungsunterlagen der FemUniversitat geregelt.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann ein Studiengang in ainer frem­
den Sprache angeboten werden. Der Nachweis der entsprechen­
den Sprachkenntnisse wird in der Prüfungsordnung tOr diesen
Studiengang geregelt; die Regelungen im Absatz 1 galten analog.

§7

Verfahren

(1) Die Einschreibung oder Zulassung zum Studium erfolgt auf
Antreg der Sludienbewerberin oder des Studienbewerbers In dem
von der FernUnivet'liiUlt vorgegebenen Verfahren. Der Antrag muss
ordnungsgemäß ausgefertigt zusammen mit den nachfolgend
aufgeführten Unterlagen Innerhalb der von der FernUniversitat oder
einer anderen zustandigen Stelle festgesetzten Frist bei der
FemUnivertiitat oder in einem Studienzentrum der FernUniversitat
eingehen. In zulassungsbeschrankten Studiengangen muss der
Zulessungsantrag innerhalb der festgesetzten Frist bei der zustM­
digen Stelle eingegangBn sein; Bewerberinnen und Bewerber, die
diese Frist versaumen oder den Antrag nicht formgerecht stellen,
sind vom Vergabeverfahren ausgeschlossen. Sofern die Studien­
ordnung bestimmt, dass das Studium nur zu einem bestimmten
Semester aufgenommen werden kann, Ist der Antreg nur zulassig,
wenn für das entsprechende Semester ein Lehrangebot besteht

(2) Mit dem ordnungsgemäß gestellten Zulassungsantrag sind
vorzulegen'

1. die für den Nachweis der Qualifikation erforderlichen Zeug­
nisse und gg(. dazu gehOrende Bescheinigungen bzw. Ur­
kunden im Original oder in amtlich beglaubigter Kopie,

2. die für den Nachweis einer besonderen Vorbildung oder
besonderen studiengangsbezogenen Eignung oder einer
prektischen Tatigkeit erforderlichen Zeugnisse oder Belege
im Original oder in amtlich beglaubigter Kopie,

3. in zulassungsbeschrankten Studiengängen, für die kein
örtliches Zulassungsverfahren durchgeführt wird, dar Be·
scheid über die Zuteilung eines Studienplatzes (Zulassungs­
bescheid) oder bei zulassungsbeschränkten Studiengangen
der Nachweis gem~ß § 5 Absatz 7 Setz 2.

4. eine Erkl!lrung darüber, an welchen Hochschulen innerhalb
des derzeitigen Geltungsbereichs des HRG die Studienbe­
werberin oder der Studienbewerber bisher studiert hat oder
an welcher Hochschule Innerhalb des Gellungsbereichs des
HRG sie oder er Im Beentregungssemester perallel ein Stu­
dium beginnen oder fortsetzen mOchte. Dabei sind die Hoch­
schulen, Abschlussziele, Formen des Studiums, studierte Fa­
cher, Studiendauer mit Hochschul-. Fach- und Beurleu­
bungssemester anzugeben,

5. Angaben über die Hochschule, den Studiengang, das Aus­
stellungsdatum des Zeugnisses und die Zeugnisnote von der
letzten bestandenen Hochschulabschlussprüfung en einer
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule im derzei­
tigen Geltungsbereich des HRG. Die Angaben nach Satz 1
sind auch für bestandene Hochschulabechlussprüfungen aus
dem Ausland z.u erbringen, wenn der HochschulabschluS6
als berufsquaUfizlerender Abschluss im Geltungsbereich des
HRG enerkannt ist. Auf Verlangen Ist der Nachweis durch
Vorlage von Zeugnissen oder Bescheinigungen der anderen
Hochschule oder der dafür zuständigen staetlichen Stelle zu
führen, bei früheren Studien an der FemUniversitä1 ist auch
die letzte Matrikelnummer anzugeben,

6. eine Erklärung darüber, welche Prüfungen an Universitaten
und gleichgestellten Hochschulen innerhalb des Geltungsbe­
reichs des HRG. die in Prüfungsordnungen vorgesehen sind,
von der Studienbewerberin oder vom Studienbewerber end­
gOltig nicht bestenden worden sind; auf Verlangen ist der
Nachweis zu führen,

7 beim Bestehen einer studentischen Krankenversicherung der
Nachweis gemäß den gesetzlichen Vorschrltten Ober die stu­
dentische Krankenversicherung,

die nach den gesetzlichen Vorschriften erforderlichen statisti­
schen Angeben nach § 4 Absatz. 2 e).

(3) Studienbewerberinnen und -bewerber. die Ihre Studienqualifi­
ketlon nicht an einer deulschsprachigen Einrichtung erworben
heben, müssen gemäß § B Absatz 1 einen Nachweis Ober ausrei­
chende Kenntnisse der deutschen Sprache in der von der FernUni-



versität vorgeschriebenen Form erbringen. Bei einem Studienan­
gebot gemäß § 6 Abs. 2 gelten die Regelungen in Satz 1 analog fOr 
den Nachweis der fremden Sprache. 

(4) Ausländische VorbIldungsnachweise sind in amtlich beglaubig­
ter Kopie vorzulegen; auf Verlangen sind die Originale einzurei­
chen. Die Beglaubigung muss grundsätzlich durch die deutsche 
diplomatische ader konsularische Vertretung im Herkunftsland ader 
durch die diplomatische VerlrelUng des Herkunftslandes in der 
Bundesrepublik Deutschland vorgenommen werden. Fremdspra­
chigen Zeugnissen und Bescheinigungen sind grundsätzlich 
deutschsprachige übersetzungen beizugeben, deren Richtigkeit 
durch die zuständige deutsche diplomatische ader konsularische 
Vertretung im Herkunftsland ader von einer vereidigten Dolmet­
scherin ader übersetzerin oder von einem vereidigten Dolmetscher 
oder Übersetzer in der Bundesrepublik Deutschland begleubigt ist. 
Auf Verlangen hai die Sfudienbewerberin ader der Studienbewer­
ber die Echtheit von Zeugnissen mit einer Legalisation durch die 
zuständige deutsche Stelle nachzuweisen. 

(5) Sofern die FernUniversität die Teilnehmerzahl an weiterbilden· 
den Studien gemäß § 2 Absatz 2 Nr. 1 beschränkt hat, erfolgt die 
Zulassung nach dem in den jeweiligen Bewerbungsunterlagen 
festgelegten Verfahren. 

(6) Die Zentrale Hochschulverwellung der FernUniversität erhebt 
von der Sludienbewerberin und vom Sludienbewerber zur recht­
mäßigen Erfüllung ihrer Aufgaben folgende erforderlichen Daten: 

1.	 frühere Matrikelnummer an der FemUniversität, 

2.	 Hörerstatus, 

3.	 Name, 

4.	 Vorname, 

5.	 Geschlecht, 

6.	 Namenszusälze, 

7.	 Geburtsdatum, 

8.	 Geburtsort (einschließlich Geburtsland), 

9.	 Geburtsname, wenn abweichend von Nr. 3, 

10	 Staatsangehörigkeit. 

11.	 Versandanschrift mit Angaben von N;;ltionalitätenkennzei­
chen des Landes, Ort, Straße, Hausnummer und 99f. Zu­
satzanschrift, 

12.	 Telefonnummer, 

13.	 Art der Qualifikation nach § 5 Absätze 1 - 5 sowie Zeugnis­
ausstellungs-Jahr und -Ort, 

14,	 gewünschter Studiengang oder gewünschte Studiengange, 

15.	 Aussage für die Weitergabe von personen- und studien­
gangsbezogenen Daten in Kontaktlisten, 

16.	 gewunschtes Studienzentrum, 

17,	 die für das Beantragungssemester belegten lehrveranstal· 
tungen geml;lß § 13, 

, 8	 zusätzliche Daten wie eine wellere Telefonnummer und 
e-mall-Anschrift, 

19,	 Angaben nach Nr, 11 zum 1. Wohnsitz, wenn der 1 Wohnsitz 
von der Versandanschrift abweicht, 

20.	 Aussagen zu endgOitig nicht bestandenen PrOfungen an 
Universiti!;lten und gleichgestellten Hochschulen innerhalb 
des Geltungsbereichs des HRG, 

21.	 Angaben zur studentischen Krankenversicherung, 

22.	 Angaben Ober bisherige Studienzeiten Und Abschlusse an 
Hochschulen gemi:lß Absatz 2 Nr 4 und 5, 

23	 Angaben Ober eine ebgeschlossene Berufsausbildung, 

24.	 freiwillig abgegebene Daten und Erkli!;lrungen zur Gebüh­
renerhebung wie abweichende Anschrift für die Zu sendung 
der Gebührenbescheide und Einzugsermächtigung, 

25.	 bei einem von den Studierenden gestellten Antreg auf Erlass 
oder ErmMigung von Gebühren die dafür ertorderlichen Er­
kli!;lrungen, Bescheinigungen und Nachweise; ni!;lheres regelt 
die GebOhrensatzung der FernUniversität, 

26.	 erforderliche Angaben und Erklärungen nach dem Studien· 
konten- und -finanzierungsgesetz - StKFG. 

Nach erfolgter Einschreibung oder Zulassung zum Studium werden 
die Daten ektuell gehaUen und fortgeschrieben 

(7) For Studierende gern. § 1 Absatz 3, Sund § 2 kann auf einen 
Teil der in Absetz 6 aufgeführten Angaben und Unterlagen ver­
zichtet werden. Näheres hierzu wird in den Zulassungs- und 
Bewerbungsuntenagen der FernUniversität geregelt. 

(8) Die Einschreibung oder Zulassung wird rechtswirksem mit der 
Zusendung des ZulasSUngBbescheides und/oder des Studienaus­
weises und/oder der StudienbeBcheinigungen. 

§8 

Studlenaulwels 

(1) Nach der Einschreibung oder ZulaBsung zum Studium erhalten 
alle Studierenden gemäß §§ 1 und 2 einen Studienausweis. Auf 
diesem befinden sich optisch lesbar neben der emtlichen Be­
schriftung des Ausweises: Name, Vorname(n), weitere Namenbe~ 
standteile, Geburtsdalum und -ort, Matrikelnummer und Hl)rersta­
tus der oder des Studierenden sowie die Angabe zum gewählten 
Studienzentrum und das Semester der Gültigkeit des Ausweises. 
Weiterhin erhält der Studienausweis den Hinweis, dass der Aus­
wais maschinell erstellt wurde und gem. § 37 Verwallungsverfah­
rensgesetz ohne Unterschrift, aber nur in Verbindung mit dem 
Personalausweis gOI!ig ist. 

(2) Der Studienausweis ist jeweils nur für ein Semester gültig und 
wird zu Jedem Semester der Rückmeldung oder der Zulassung 
zum Studium erneut ausgeslellt. •
(3) Der Studienausweis dient als Legitimationspapier für die Teil· 
nahme an Klausuren, PrOfungen und sonstigen Veranstaltungen 
der FernUniversität sowie den Besuch der Universitatsbibliothak 
und der Studienzentren der FernUniversität 

§8 

Mltwlrkung8pfllchten 

(1) Die oder der Studierende nach §§ 1 oder 2 ist verpflichte!, der 
FemUniversiti:lt unverzuglich mitzuteilen: 

a)	 die Änderung des Namens und der Anschriften, 

b)	 die Änderung der Kontoverbindung bei Teilnahme am Ein· 
zugsverfahren, 

c)	 bestendena oder nicht bestandene Prüfungen, deren Ergab­
nisse für die Fortsetzung des Studiums erheblich sind und 

dj	 den Verlust des Studienausweise~. 

Auf Verlangen ist der Nachweis zu führen. 

(2) Studiengangszweilhörende, Kooperationsstudierende und 
Kooperationshörende sind nach der ersten Einschreibung oder 
Zulassung zusätzlich verpflichtet, der FernUnillersitat bei Fortfüh­ •
rung des Studiums unverzoglich mitzuteilen 

a)	 die Beendigung des Studiums an der Erst- oder Koopera!i. 
onshochschule, 

b)	 einen Studiengangswechsel an der Erst- oder Kooperetions­
hochschule, 

c)	 einen Wechset von der biSherigen Erst~ oder Kooperations­
hochschule zu einer anderen Hochschule und 

d)	 einen Studienabschluss an der Erst- oder Koopera­
lionshochschute. 

Auf Verlangen ist der Nachweis zu fOhren. 

§ 10 

Verugung der EInachreibung 

(1) Die Einschreibung ist zu versegen, wenn die Sludienbewerberin 
oder der Sludienbewerber 

a)	 bis zum Ablauf der Einschreibungsfrist die Voraussetzungen 
der §§ 5 oder 6 nicht erfüllt, 

b)	 des im § 7 vorgegebene Vertahren nicht einhält, 
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3. Name,

4. Vorname,

5. Geschlecht,

6. Namenszusälze,

7. Geburtsdatum,

versität vorgeschriebenen Form erbringen. Bei einem Studienan­
gebot gemäß § 6 Abs. 2 gelten die Regelungen in Satz 1 analog fOr
den Nachweis der fremden Sprache.

(4) Ausländische VorbIldungsnachweise sind in amtlich beglaubig­
ter Kopie vorzulegen; auf Verlangen sind die Originale einzurei­
chen. Die Beglaubigung muss grundsätzlich durch die deutsche
diplomatische ader konsularische Vertretung im Herkunftsland ader
durch die diplomatische VerlrelUng des Herkunftslandes in der
Bundesrepublik Deutschland vorgenommen werden. Fremdspra­
chigen Zeugnissen und Bescheinigungen sind grundsätzlich
deutschsprachige übersetzungen beizugeben, deren Richtigkeit
durch die zuständige deutsche diplomatische ader konsularische
Vertretung im Herkunftsland ader von einer vereidigten Dolmet­
scherin ader übersetzerin oder von einem vereidigten Dolmetscher
oder Übersetzer in der Bundesrepublik Deutschland begleubigt ist.
Auf Verlangen hai die Sfudienbewerberin ader der Studienbewer­
ber die Echtheit von Zeugnissen mit einer Legalisation durch die
zuständige deutsche Stelle nachzuweisen.

(5) Sofern die FernUniversität die Teilnehmerzahl an weiterbilden·
den Studien gemäß § 2 Absatz 2 Nr. 1 beschränkt hat, erfolgt die
Zulassung nach dem in den jeweiligen Bewerbungsunterlagen
festgelegten Verfahren.

(6) Die Zentrale Hochschulverwellung der FernUniversität erhebt
von der Sludienbewerberin und vom Sludienbewerber zur recht­
mäßigen Erfüllung ihrer Aufgaben folgende erforderlichen Daten:

, 8 zusätzliche Daten wie eine wellere Telefonnummer und
e-mall-Anschrift,

10 Staatsangehörigkeit.

11. Versandanschrift mit Angaben von N;;ltionalitätenkennzei­
chen des Landes, Ort, Straße, Hausnummer und 99f. Zu­
satzanschrift,

12. Telefonnummer,

13. Art der Qualifikation nach § 5 Absätze 1 - 5 sowie Zeugnis­
ausstellungs-Jahr und -Ort,

14, gewünschter Studiengang oder gewünschte Studiengange,

15. Aussage für die Weitergabe von personen- und studien­
gangsbezogenen Daten in Kontaktlisten,

16. gewunschtes Studienzentrum,

17, die für das Beantragungssemester belegten lehrveranstal·
tungen geml;lß § 13,

19, Angaben nach Nr, 11 zum 1. Wohnsitz, wenn der 1 Wohnsitz
von der Versandanschrift abweicht,

20. Aussagen zu endgOitig nicht bestandenen PrOfungen an
Universiti!;lten und gleichgestellten Hochschulen innerhalb
des Geltungsbereichs des HRG,

21. Angaben zur studentischen Krankenversicherung,

22. Angaben Ober bisherige Studienzeiten Und Abschlusse an
Hochschulen gemi:lß Absatz 2 Nr 4 und 5,

23 Angaben Ober eine ebgeschlossene Berufsausbildung,

24. freiwillig abgegebene Daten und Erkli!;lrungen zur Gebüh·
renerhebung wie abweichende Anschrift für die Zusendung
der Gebührenbescheide und Einzugsermächtigung,

25. bei einem von den Studierenden gestellten Antreg auf Erlass
oder ErmMigung von Gebühren die dafür ertorderlichen Er­
kli!;lrungen, Bescheinigungen und Nachweise; ni!;lheres regelt
die GebOhrensatzung der FernUniversität,

26. erforderliche Angaben und Erklärungen nach dem Studien·
konten- und -finanzierungsgesetz - StKFG.

1.

2.

8.

9.

frühere Matrikelnummer an der FemUniversität,

Hörerstatus,

Geburtsort (einschließlich Geburtsland),

Geburtsname, wenn abweichend von Nr. 3,

Nach erfolgter Einschreibung oder Zulassung zum Studium werden
die Daten ektuell gehaUen und fortgeschrieben

(7) For Studierende gern. § 1 Absatz 3, Sund § 2 kann auf einen
Teil der in Absetz 6 aufgeführten Angaben und Unterlagen ver­
zichtet werden. Näheres hierzu wird in den Zulassungs- und
Bewerbungsuntenagen der FernUniversität geregelt.

(8) Die Einschreibung oder Zulassung wird rechtswirksem mit der
Zusendung des ZulasSUngBbescheides und/oder des Studienaus­
weises und/oder der StudienbeBcheinigungen.

§8

Studlenaulwels

(1) Nach der Einschreibung oder ZulaBsung zum Studium erhalten
alle Studierenden gemäß §§ 1 und 2 einen Studienausweis. Auf
diesem befinden sich optisch lesbar neben der emtlichen Be­
schriftung des Ausweises: Name, Vorname(n), weitere Namenbe~

standteile, Geburtsdalum und -ort, Matrikelnummer und Hl)rersta­
tus der oder des Studierenden sowie die Angabe zum gewählten
Studienzentrum und das Semester der Gültigkeit des Ausweises.
Weiterhin erhält der Studienausweis den Hinweis, dass der Aus­
wais maschinell erstellt wurde und gem. § 37 Verwallungsverfah­
rensgesetz ohne Unterschrift, aber nur in Verbindung mit dem
Personalausweis gOI!ig ist.

(2) Der Studienausweis ist jeweils nur für ein Semester gültig und
wird zu Jedem Semester der Rückmeldung oder der Zulassung
zum Studium emeut ausgeslellt.

(3) Der Studienausweis dient als Legitimationspapier für die Teil·
nahme an Klausuren, PrOfungen und sonstigen Veranstaltungen
der FernUniversität sowie den Besuch der Universitatsbibliothak
und der Studienzentren der FernUniversität

§8

Mltwlrkung8pfllchten

(1) Die oder der Studierende nach §§ 1 oder 2 ist verpflichte!, der
FemUniversiti:lt unverzuglich mitzuteilen:

a) die Änderung des Namens und der Anschriften,

b) die Änderung der Kontoverbindung bei Teilnahme am Ein·
zugsverfahren,

c) bestendena oder nicht bestandene Prüfungen, deren Ergab-
nisse für die Fortsetzung des Studiums erheblich sind und

dj den Verlust des Studienausweise~.

Auf Verlangen ist der Nachweis zu führen.

(2) Studiengangszweilhörende, Kooperationsstudierende und
Kooperationshörende sind nach der ersten Einschreibung oder
Zulassung zusätzlich verpflichtet, der FernUn;lIersitat bei Fortfüh­
rung des Studiums unverzoglich mitzuteilen

a) die Beendigung des Studiums an der Erst- oder Koopera!i.
onshochschule,

b) einen Studiengangswechsel an der Erst- oder Kooperetions­
hochschule,

c) einen Wechset von der biSherigen Erst~ oder Kooperations­
hochschule zu einer anderen Hochschule und

d) einen Studienabschluss an der Erst· oder Koopera­
lionshochschute.

Auf Verlangen ist der Nachweis zu fOhren.

§ 10

Verugung der EInachreibung

(1) Die Einschreibung ist zu versegen, wenn die Sludienbewerberin
oder der Sludienbewerber

a) bis zum Ablauf der Einschreibungsfrist die Voraussetzungen
der §§ 5 oder 6 nicht erfüllt,

b) des im § 7 vorgegebene Vertahren nicht einhält,

•

•



c)	 in einem bei der FernUniversitäl zulassungsbeschränkten 
Studiengang nicht zugeiessen 'NOrden ist, f(Jr diesen Studi­
engang, 

d)	 in dem gewählten Studiengang an einer Universität oder 
gleichgestelllen Hochschule im Geltungsbereich des HRG ei­
ne nach der Prüfungsordnung erforderliche Prüfung endgültig 
nicht bestenden hat; dies gilt entsprechend für verwandte 
oder vergleichbere Studiengänge entsprechend, soweit dies 
in Prüfungsordnungen bestimmt ist oder 

e)	 en einer anderen Universität im Geltungsbereich des HRG In 
demselben Studiengeng eingeschrieben isl. 

(2) Die Einschreibung kann versegt werden. wenn die Studienbe· 
werberin oder der Studienbewerber 

a)	 durch ihre oder seine Person die Gesundheit anderer Hoch­
schulmilgliader oder -engehöriger gefährdet 

b)	 durch ihr oder sein Verhalten den ordnungsgemäßen Stu­
dienbetrieb erheblich beeintrachtigt oder 

c)	 den Nachweis der Zehlung der zu entrichtenden Gebühren 
oder Beiträge nicht erbringt 

•	 
§11 

ExmatrikulatIon 

(1) Eine Studierende oder ein Studierender ist zu exmatrikulieren, 
wenn 

a)	 sie oder er dies beantragt, dabei ist eine rückwirkende Ex­
matrikulation nicht möglich, 

b)	 die Einschreibung durch Zwarg, arglistige Täuschung oder 
Bestechung herbeigeführt wurde, 

c)	 sie oder er in dem Studiengang eine nach der Prüfungsord­
nung erforderliche Prüfung endgültig nicht bestanden hat. 

d)	 der Bescheid über die Zuweisung eines Studienplatzes 
während des Vergabeverfahrens von der für die Zuweisung 
zustMdigen Stelle zurückgenommen worden ist. 

(2) Soweit nicht eine weitere Hochschulausbildung oder die Fort­
dauer des Studiums nach § 93 Abs, 6 HG das Weiterbeslehen der 
EinSChreibung erfordert. sind Studierende nach Aushändigung des 
Zeugnisses über den bestandenen AbschluS6 des Studiengangs 
zum Ende des laufenden Semesters zu exmatrikulieren. 

(3) Eine Studierende oder ein Studierender kann exmatrikuliert 
werden, wenn 

• 
a) nach der EinSChreibung Tatsachen bekannt werden und noch 

fortbestehen oder eintreten, die zur Versagung der Ein­
schreibung hälten führen müssen oder können. 

b)	 wenn nach der Einschreibung festgestellt wird. dass die 
gemäß § 7 Absatz 2 Nr. 4 bis 6 abgegebenen Angaben und 
Erklärungen fehlerhaft sind, 

c) sie oder er sich nicht zurückmeldet. ohne beurlaubl worden 
zu sein, 

d)	 sie oder er die zu entrichtenden Gebühren oder Beiträge trotz 
Mahnung und Frislselzung mit Androhung der Exmatrikulali~ 

on nicht entrichtet, 

e)	 sie oder er ohne GenehmIgung der FernUniversität Studien­
material jeglicher Art vervielfältigt und diese Vervielfälligun­
gen an Dritte weilergibt oder Drillen den Zugriff auf das von 
der FernUniversität online bereitgestellte Studien material er­
möglicht, 

f)	 sie ihren oder er seinen Mltwlrkungspnichten gemäß 
§ 9 nicht nachkommt, 

g)	 sie oder er als Mitglied in der studentischen Krenkenversiche­
rung ihrer oder seiner Verpnichtung zur Zehlung der Kran­
kenversicherungsbeilräge nicht nachgekommen ist und diese 
Beiträge trotz Mahnung und Fristsetzung mit Androhung der 
Exmatrikulation an den KrankenverSIcherungsträger nichl 
entrichtet haI. 

(4) Bei einer Exmatrikulation wegen nicht erfolgter Rückmeldung 
erfolgl die Exmatrikulation mit Ableuf des Semesters, zu dem die 
oder der Studierende sich eingeschrieben oder letztmalig zurtlck· 
gemeldet haI. 

(5) Nach der wirksam gewordenen Exmatrikulation erhalten Voll· 
und Teilzeitstudierende Bescheinigungen über die Studienzeiten 

an der FernUniversität zugesandt Weiterhin werden die Kranken­
versicherungsträger und die Studentenwerke verständIgt. wenn die 
oder der Studierende im letzten Semester des Studiums in der 
studenllschen Krankenversicherung versichert wer oder Förderung 
nach BAföG beantragt oder erhelten hat. 

(6) Mit der Exmatrikuletion eriischt die Mitgliedschaft an dar Fer~ 
nUniverslUIt, Bei der Exmatrikulation werden folgende Daten 
erhoben: 

1.	 Exmatrikulationstatbestand einschließlich Datum und 

2.	 Grund der Exmatrikulation, 

(7) Nach erfolgter Exmatrikulation werden die erfessten Datan für 
eine Wiedereinschreibung für einen Zeitraum von mindestens drei 
weiteren Semestern aktuell in der Datenbank vorrätig gehelten, 
Danach werden die nachfolgend unter 8, aufgeführten Delen In 
eine Archiv~Detenbank übernommen und es werden die Delen 
dieser exmatrikulierten Studierenden in der Datenbank dar aktiv 
eingeschriebenen und zugelassenen Studierenden gelöscht. 

(8) In der Archiv-Datenbank werden zum Zwecke der Auskunflser­
teilung, für die nachträgliche Aunlellung von Bescheinigungen und 
für eine erneuten Einschreibung oder Zulassung nach erfolgter 
Exmatrikuletion folgende personenbezogene Deten gespeichart:: 

Matrikelnummer, Name, Vorname, Geburtsneme, Geburts~ 

datum, Geburtsort, Staatsangehörigkeit, Geschlecht, An­
schriften, Studiengänge mit Semesteranzahl und Hörerstatus, 
Einschreib- und Exmatrikuletionsdaten und Grund dar Exma­
trikulation. 

Die Aufbewahrungsfrisl wird in einer entsprechenden Setzung der 
FernUniversitäl geregelt; nach Ableuf dieser Frist werden alle 
Daten aus der Archiv-Datenbenk bei der FernUniversität gelöscht. 

§ 12 

RÜckmeldung 

(1) Eingeschriebenen Studierende müssen sich innerhelb der von 
der FernUniversität gesetzten Frist zum Studium zurückmelden, 
wenn sie nach Ablauf des Semesters das Studium in dem selben 
Studiengang fortsetzen möchten. Das Verfahren der Rückmeldung 
wird von der FernUniversität vorgeschrieben. 

(2) Die FernUniversität führt die Rückmeldung durch; als Nachweis 
erhalten die Studierenden erneut einen Studienausweis und Stu­
dienbescheinigungen zugesandt. Die Rückmeldung wird rechls­
wirksam mit der Zusendung des StudIenausweises und/oder der 
Studienbescheinigungen 

(3) Im Rahmen der Rückmeldung werden folgende Daten erhoben: 

das Semester der Rückmeldung, 

2.	 Anderungen bei Anschriften, gewahltem Studien zentrum und 
bei der Bankverbindung, 

3.	 die für das Rückmeldesemester belegten Lehrveranstallun· 
gen gemäß § 13 und 

4.	 bei einem Von den Studierenden gestellten Antrag auf Eriass 
oder Ermaßigung von Gebühren die dafür erforderlichen Er­
klärungen, Bescheinigungen und Nachweise; näheres regelt 
die Gebührensatzung der FernUniversität 

(4) Die Rückmeldung kenn von der FernUniversität ebgelehnt 
werden, wenn die oder der Studierende den Nachweis Ober die 
Zahlung noch zu entrichtender Gebühren und Beitrage nicht 
erbringt. 

(5) Es erfolgt keine Rückmeldung zu dem Semester, zu dem ein 
Beurlaubungsantrag gemäß § 15 geslelll worden ist 

§ 13 

Belegen der Lehrveranataltungen 

Die Studierenden der FernUniversitat müssen die Lehrveranstal­
tungen in dem Semester belegen, in dem 15le an ihnen teilnehmen 
möchten (Belegung). Dia Form, Fristen und das weitere Verfahren 
fur die Belegung und die Änderung der Belegung wird von der 
FernUniversität vorgeschrieben und in den Einschreib- und Rück­
meldeunteriagen veröffentlicht. Bei bestimmten Veranstaltungen 
kann an die Stelle der Belegung ein von den Fachbereichen fest· 
gelegtes Anmeldeverfahren treten. 
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möglicht,

f) sie ihren oder er seinen Mltwlrkungspnichten gemäß
§ 9 nicht nachkommt,

g) sie oder er als Mitglied in der studentischen Krenkenversiche­
rung ihrer oder seiner Verpnichtung zur Zehlung der Kran­
kenversicherungsbeilräge nicht nachgekommen ist und diese
Beiträge trotz Mahnung und Fristsetzung mit Androhung der
Exmatrikulation an den KrankenverSIcherungsträger nichl
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(4) Bei einer Exmatrikulation wegen nicht erfolgter Rückmeldung
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§11

ExmatrikulatIon

a) sie oder er dies beantragt, dabei ist eine rückwirkende Ex­
matrikulation nicht möglich,

b) die Einschreibung durch Zwarg, arglistige Täuschung oder
Bestechung herbeigeführt wurde,

c) sie oder er in dem Studiengang eine nach der Prüfungsord­
nung erforderliche Prüfung endgültig nicht bestanden hat.

d) der Bescheid über die Zuweisung eines Studienplatzes
während des Vergabeverfahrens von der für die Zuweisung
zustMdigen Stelle zurückgenommen worden ist.

(2) Soweit nicht eine weitere Hochschulausbildung oder die Fort­
dauer des Studiums nach § 93 Abs, 6 HG das Weiterbeslehen der
EinSChreibung erfordert. sind Studierende nach Aushändigung des
Zeugnisses über den bestandenen AbschluS6 des Studiengangs
zum Ende des laufenden Semesters zu exmatrikulieren.

(3) Eine Studierende oder ein Studierender kann exmatrikuliert
werden, wenn

a) nach der EinSChreibung Tatsachen bekannt werden und noch
fortbestehen oder eintreten, die zur Versagung der Ein­
schreibung hälten führen müssen oder können.

b) wenn nach der Einschreibung festgestellt wird. dass die
gemäß § 7 Absatz 2 Nr. 4 bis 6 abgegebenen Angaben und
Erklärungen fehlerhaft sind,

c) sie oder er sich nicht zurückmeldet. ohne beurlaubl worden
zu sein,

(1) Eine Studierende oder ein Studierender ist zu exmatrikulieren,
wenn

•

•
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§ 14 

SCatus· und/oder Studlengang.wechsel 

(1) Ein Status- und/oder Studiengangswechsel sowie ein Antrag 
auf Einschreibung in einen oder einen weiteren (anderen) Studien. 
gang für bereits eingeschriebene oder zugelassene Studierende 
kann grundsAtzlieh nur im Rückmeldeverfehren schrittJich beentragt 
werden. Es gellen hlerfOr die für das Rückmeldeverfahren festge­
setzten Fristen. Der AntragsteIJung zu einem Sludiengengswechsel 
sollte ein BeratungsgespräCh mit den Studienberalerinnen und 
Studienberalern In den Fachbereichen oder dar Zentralen Studien­
beratung vorangehen, 

(2) Der Wechsel das Studiengangs oder die Einschreibung in einen 
oder einen weiteren (anderen) Studiengang bedarf der Zustim­
mung der FernUniversität. Die Vorschriften uber die Einschreibung 
gelten entsprechend. 

§ 15 

Beurlaubung 

(1) Voll- und Teilzeilstudierende können grundsätzlich innerhalb 
der für die Rückmeldung vorgeschriebenen Frist auf schriftlichen 
Antrag hin eus wichtigem Grund vom Studium beurleubt werden. 
Eine Beurlaubung für das erste Semester nach der Einschreibung 
sowie eine rückwirkende Beurlaubung nach bereits erfolgter 
Rückmeldung ist nicht zulässig. Die Beurlaubung wird für ein 
Semester ausgesprochen; eine Belegung von Lehrverenstallungen 
gemäß § 13 für das Semester der Beunaubung ist unzuläSSig. 

(2) Wichtige GrUnde für eine Beurlaubung liegen insbesondere vor 
bei: 

1.	 einer Krankheit, durch die eine FortfÜhrung des Studiums 
nicht mögliCh ist oder 

2.	 einer SchwangersGheft oder 

3.	 der Geburt eines Kindes oder 

4.	 der Vorbereitung und Durchführung der letzten Prüfungslei­
slungen vor Abschluss des Studiengangs oder 

5.	 einer Promotion an der FernUniversität oder 

6.	 wiChtigen berufiichen Grunden bei Teilzeilsludierenden, die 
es voraussichtlich unmöglich machen werden, das Studium 
wahrend des Semesters im vorgegebenen Umfang fortzufüh­
ren oder 

bei einem Auslandsstudium, das im Zusammenhang mit dem 
Studium an der FernUniversitat steht. 

(3) Die Anzahl der Beur1eubungssemester ist lür den selben wichti­
gen Beurlaubungsgrund in der Regel auf zwei aufeinander folgen. 
de Semester beschränkt; dies gilt nicht fOr den Grund unter Nr. 6. 

(4) Während der Beurlaubung für mehr als sechs Monate ruhen die 
Rechte und Pflichten der Mitglieder der FernUniversität gemäß 
§ 12 HG. 

(5) Die FernUniversität erhebt von den Slud~erenden im Rahmen 
der Beurlaubung zusätzlich folgende Da/en: 

1.	 Semester der Beurteubung, 

2.	 Datum der Beurlaubung, 

3.	 Beurlaubungsgrund und 

4.	 Anzah( der Beurlaubungs-Semester. 

§ 16 

Übergangsregeln und Schlussvorschriften 

(1) Die nach dieser Zulassungs- und Einschreibungsordnung 
festzusetzenden Fristen werden in den Amtlichen Mltleilungen der 
FernUniversltat veröffentlicht und in den Bewerbungs- und Ruck­
meldeunterlagen der FernUniverSItät bekenntgegeben. 

(2) Die im Wintersemester 2003/04 zugelassenen Gast- und 
Kurszweithörenden werden bei ihrer im RUckmeldeverfehren 
erneut beantragten Zulassung zum Sommersemester 2004 als 
Akademiestudierende gern. § 2 zugelassen. 

§17 

Veröffentlichung und In-Kraft-Treten 

Die Zulessungs- und Einschrelbungsorclnung tritt am Tage nach 
ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Mineifungen der FemUni­
versitäl in Hagen in Krett. Gleichzeilig tritt die bisher gOllige Ein­
schreibungsordnung vom 26.10.1984 (GAB!. NW. S. 582) in der 
zuletzt geänderten Fassung ....om 5. Jenuar 1996 außer Kraft. 

Hagen. den 03. November 2003 

Der Rektor
 
der FernUniverslUIt in Hegen
 

univ.rsl~-Ing. H. Hoy., 

• 

• 
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